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Vertraulich ! 

 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l  N r .  1 6 1  

vom 16. März 1920. 

 

Anwesend: 

Präsident S e i t z sowie sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen Staatssekretär Ing. 

Z e r d i k, 

ferner die Unterstaatssekretäre G l ö c k e l, M i k l a s, Dr. T a n d l e r und Dr. W a i s s . 

 

Zugezogen: 

zu Punkt 2: von der Staatskanzlei Sektionsrat O b e r d o r f f e r, 

vom Staatsamt für Finanzen Ministerialrat Dr. W i 1 f l i n g, 

zu Punkt 3: vom Staatsamt für Äußeres Sektionschef Dr. S c h ü l l e r, 

vom Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten Ministerialrat 

Dr. M ö r t h, 

zu Punkt 12: vom Staatsamt für Verkehrswesen Direktor des Elektrisierungsamtes der 

österr. Staatsbahnen Ministerialrat Ing. D i t t e s. 

 

Vorsitz: 

Staatskanzler Dr. R e n n e r. 

 

Dauer: 

20.00 – 01.00 

 

Reinschrift (38 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift, Entwurf der TO 

Nicht behandelte Beilage betr. Information des StA. f. Äußeres von der Schweizer 

Gesandtschaft für Staatskanzler Renner in der Causa Angriffe gegen Direktor Zweifel 

Nicht behandelte Beilage betr. handschr. Mitteilung der StK. an StSekr. Zerdik über die 

Eignung des Gebäudes des ehem. Landesverteidigungsministeriums (1 Seite) 

 

Inhalt: 

1. Kohlen- und Ernährungssituation. 

2. Übernahme der aus den Nationalstaaten vertriebenen ehemals österreichischen Staats-
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(Staatsbahn-) Angestellten deutscher Nationalität in den Dienst der österreichischen 

Republik. 

3. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für Finanzen, betreffend die Erhöhung des 

Zollaufschlages. 

4. Unterbringung des Telegraphen-Korrespondenz-Bureaus. 

5. Bezug von Kunstdünger aus Frankreich. 

6. Entwurf eines Gesetzes betreffend Kreditoperationen. 

7. Vollzugsanweisung, betreffend die Zuständigkeit des Staatsamtes für Inneres und 

Unterricht in Angelegenheiten, welche die Anstalten für blinde und taubstumme 

Kinder betreffen. 

8. Gesetzesbeschluss des Tiroler Landtages, betreffend die Aufhebung und Ablösung des 

Jagdrechtes auf fremdem Grund und Boden. 

9. Gesetzesbeschluss des Salzburger Landtages, betreffend die Förderung der 

Rindviehzucht (Stierkörungsgesetz). 

10. Entwurf eines Gesetzes, betreffend Teuerungszulagen zu den Unfallsrenten. 

11. Entwurf eines Gesetzes, betreffend Zuschüsse zu den Provisionen der 

Bergwerksbruderladen. 

12. Bauprogramm für die Elektrisierung der österreichischen Staatsbahnen. 

13. Gesetzesbeschluss der Kärntner Landesversammlung, betreffend Regelung der 

Besoldung der Volks- und Bürgerschullehrerschaft des Landes Kärnten. 

14. Ehrengabe für den emerit. Universitätsprofessor Dr. Karl Menger. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 2 betr. Entwurf eines Antrags der Staatskanzlei z. Zl. 7838/20 über die 

Übernahme der aus anderen Nationalstaaten vertriebenen Staats- (bahn)-angestellten 

deutscher Nationalität in den Dienst der österreichischen Republik mit den Richtlinien, 

Gesetzesentwurf samt Begründung und Abänderungsanträgen (18 Seiten)  

Beilage zu Punkt 3 betr. Vollzugsanweisung des StA. f. Finanzen über die Erhöhung des 

Zollaufschlags (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 5 betr. Ankauf von Kunstdünger in Frankreich (4 Seiten) 

Beilage zu Punkt 6 betr. Entwurf des StA. f. Finanzen eines Gesetzes über Kreditoperationen 

samt Begründung (4 Seiten) 

Beilage zu Punkt 7 betr. Vollzugsanweisung der Staatsregierung über die Zuständigkeit des 

StA. f. inneres und Unterricht in Angelegenheiten blinder und taubstummer Kinder mit 
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Erläuterungen (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Vortrag des StA. f. Land- und Forstwirtschaft über einen 

Gesetzesbeschluss des Tiroler Landtages zwecks Aufhebung und Ablösung der Jagdrechte auf 

fremden Grund und Boden (8 Seiten) 

Beilage zu Punkt 9 betr. Vortrag des StA. f. Land- und Forstwirtschaft über den 

Gesetzesbeschluss des Salzburger Landtages zur Förderung der Rindtierzucht mit 

Gesetzesbeschluss (18 Seiten) 

Beilage zu Punkt 10 betr. Vorlage der Staatsregierung eines Gesetzes über Teuerungszulagen 

zu Unfallsrenten mit Begründung (7 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 11 betr. Vorlage der Staatsregierung eines Gesetzes über Zuschüsse zu den 

Provisionen der Bergwerksbruderladen mit Begründung (4 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 12 betr. Vortrag des StA. f. Verkehrswesen über die Aufstellung eines 

Bauprogramms für die Elektrisierung der österr. Staatsbahnen (11 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 13 betr. Vortrag des Unterrichtsamtes über einen Gesetzesbeschluss des 

Kärntner Landtages zur Regelung der Besoldung der Volks- und Bürgerschullehrerschaft 

Kärntens (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 14 betr. Aktenvermerk von UstSekr. Glöckel über eine Ehrengabe für den 

em. Univ.Prof. Dr. Karl Menger (1 Seite) 

 

1. 

Kohlen- und Ernährungssituation. 

Staatssekretär P a u l berichtet über die Gestaltung unserer Kohlenversorgung unter den 

Rückwirkungen der Streikbewegung im Teschner Abstimmungsgebiet und des 

Generalstreikes in Deutschland. Er führt aus, dass die Rückwirkungen sich nicht bloß in dem 

Ausbleiben der Kohlenlieferungen aus den Streikgebieten, sondern auch in einer wesentlichen 

Einschränkung der Lieferungen aus den nord- und westböhmischen Revieren äußern, da die 

Tschechen genötigt seien, die dortige Förderung zur Deckung des Ausfalles an Ostrauer 

Kohle und an Kohlentransporten aus Deutschland in erhöhtem Maße für den Inlandsbedarf 

heranzuziehen. Die Prager Regierung habe auch bereits mitgeteilt, dass die Aufstellung eines 

neuen Verteilungsschlüssels bevorstehe, bei welchen die Lieferungen nach Österreich einer 

wesentlichen Kürzung unterzogen werden müssen. 

Der sprechende Staatssekretär habe sich daher zur Verhinderung eines sofortigen 

Zusammenbruches unseres Verkehrswesens gezwungen gesehen, im Einvernehmen mit dem 

Staatskanzler eine Einschränkung des Güterverkehres auf den Bahnen vorzunehmen und ab 
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Mittwoch, den 17. März d. J. die Einstellung des gesamten Personenverkehres zu verfügen. 

Die auf diese Weise erzielten Ersparnisse lassen erhoffen, dass aus den in der letzten Zeit 

angesammelten Kohlenreserven der Bahnen zusammen mit den gekürzten Zuschüben aus 

Böhmen die Beförderung der Lebensmittelzüge noch etwa 8-10 Tage aufrecht erhalten 

werden könne. Weiters habe sich Redner an die fremden Missionen um Hilfeleistung 

gewendet und dort die Bereitwilligkeit zum möglichsten Entgegenkommen gefunden, 

allerdings nur unter der Voraussetzung, dass der Eisenbahnbetrieb in Österreich wirklich in 

jenem Ausmaße eingeschränkt werde, als es überhaupt noch angängig ist. Italien habe auch 

schon die Einstellung seiner Militärtransporte und der sogenannten Bolognazüge verfügt und 

der sprechende Staatssekretär glaube mit der Aussicht rechnen zu dürfen, dass es uns im 

äußersten Notfalle mit den für diese Züge in Österreich bereitgestellten Kohlenvorräten 

aushelfen würde. Von den Ententemissionen sei weiters an die Tschechoslowakei die 

Verständigung ergangen, dass in Österreich für die Dauer der gegenwärtigen Verhältnisse 

dorthin keine Güter mehr verladen werden. Ebenso habe sich die Tschechoslowakei zu einem 

Verzicht auf Reklamationen wegen Drosselung ihres Durchzugsverkehres durch Österreich 

bereit gefunden. 

Staatssekretär Dr. L o e w e n f e l d -R u s s teilt mit, dass er sich sofort nach Ausbruch der 

Krise in Deutschland telegraphisch nach Paris gewendet habe, um einen 

Lebensmittelvorschuss aus Italien zu bekommen, und dass Aussicht bestünde, dass diesem 

Wunsche Rechnung getragen werde. Die augenblickliche Ernährungslage sei nicht 

ungünstiger als sonst und sichere die Deckung des Getreidebedarfes bis nach Ostern, wovon 

der Bedarf für die nächsten 8 Tage sich bereits im Inlande befinde. Redner habe auch günstige 

Nachrichten erhalten, dass die Entente bereit sei, für unsere Ernährung bis über die neue Ernte 

im Kreditwege zu sorgen, sodass sich das Augenmerk der nächsten Zeit hauptsächlich darauf 

zu richten hätte, den Eintritt eines Vakuums bis etwa Ende April l. J. zu verhindern. 

Der Kabinettsrat nimmt diese Berichte der beiden Staatssekretäre zur Kenntnis. 

 

2. 

Übernahme der aus den Nationalstaaten vertriebenen ehemals österreichischen Staats- 

(Staatsbahn) Angestellten deutscher Nationalität in den Dienst der österreichischen Republik. 

Der Vorsitzende gibt dem Kabinettsrat eine Darstellung der gegenwärtig gemäß der 

Kabinettsbeschlüsse vom 23. November 1918, 7. April, 20. Mai und 19. Dezember 1919 

geltenden Grundsätze über die Behandlung der nach dem Umsturze aus den Nationalstaaten 

nach Österreich gekommenen deutschen Staats- und Eisenbahnangestellten und teilt mit, dass 
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in deren Kreisen immer drängender der Wunsch vorgebracht werde, dass jetzige Provisorium 

in ein definitives Dienstverhältnis zur österreichischen Republik umzuwandeln. In 

Stattgebung dieses Wunsches seien von der Staatskanzlei im Einvernehmen mit den 

beteiligten Staatsämtern Richtlinien, nach welchen die einzelnen Ressorts die Ermächtigung 

zur endgiltigen Übernahme der geflüchteten Bediensteten ihres Bereiches erhalten sollen, 

sowie der Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Regelung der sich aus dieser Übernahme 

ergebenden Rechtsverhältnisse ausgearbeitet worden. Redner unterbreite die beiden Entwürfe 

dem Kabinettsrate mit der Bitte um Entscheidung, ob eine Übernahme der vertriebenen 

Angestellten aus den Nationalstaaten überhaupt stattfinden und ob schon der jetzige Zeitpunkt 

zu deren Durchführung gewählt werden solle. Für die erste Frage komme in Betracht, dass 

gelegentlich der Durchführung des Friedensvertrages vielleicht doch die Festlegung der 

Verpflichtung der Nationalstaaten erreicht werden könne, die vertriebenen Angestellten, sei es 

effektiv, sei es durch Bestreitung ihrer Gebühren, zurückzunehmen und für die Ruhebezüge 

der aus ihren Gebieten nach Österreich abgewanderten Pensionsparteien aufzukommen. 

Hinsichtlich der Frage des Termines sei zu berücksichtigen, dass sowohl in der 

Tschechoslowakei, wie in Jugoslawien die Wahlen bevorstehen und nach deren Abschluss die 

beiden Staaten in der Beamtenfrage vielleicht ein größeres Entgegenkommen an den Tag 

legen werden. 

Die Staatssekretäre H a n u s c h, Dr. R e i s c h und Dr. D e u t s c h, letzterer unter 

besonderer Hinweisung auf die Schwierigkeiten, welche aus einer Übernahme der 

vertriebenen Staatsangestellten im gegenwärtigen Augenblicke für die Durchführung des 

Militärabbaugesetzes entstünden, sprechen sich dafür aus, mit der Entscheidung vorläufig 

zuzuwarten, um nicht durch eine Regelung unsererseits ein Präjudiz für die Verhandlungen 

mit den Nationalstaaten in den Beamtenfragen zu schaffen. 

Ministerialrat Dr. W i l f l i n g gibt einen Überblick über die finanzielle Belastung, welche 

nach den Richtlinien und dem Gesetzentwurf für den Staat erwachsen würde. Es ergebe sich 

daraus im Vergleiche zu dem gegenwärtigen Zustand, nach welchem Österreich die 

tatsächlich in Verwendung genommenen Angestellten in der Form von Beihilfen und 

Zuschüssen auf die Höhe der Bezüge nach dem Besoldungsübergangsgesetz in dem gleichen 

Maße entlohnt, wie die eigenen Angestellten, eine Mehrbelastung hinsichtlich der nicht in 

Verwendung genommenen Angestellten, welche jetzt Beihilfen in der Höhe ihrer Bezüge von 

Ende Oktober 1918 erhalten und nach § 1 des Gesetzes Nachzahlungen auf die Höhe der von 

den österreichischen Beamten in der Zwischenzeit genossenen Bezüge bekommen sollen. 

Außerdem entstünde für Österreich die Verpflichtung, auch die künftigen Ruhebezüge und 
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die Versorgungsgenüsse der Hinterbliebenen alles dieser Angestellten zu bestreiten. 

Angesichts dieser Mehrbelastungen empfehle es sich, im Wege der Reparationskommission 

auf die Nachfolgestaaten dahin zu wirken, dass sie ihre Verpflichtungen gegenüber den 

Beamten aus ihren Gebieten erfüllen, und es sollte vermieden werden, dem Ergebnis dieser 

Schritte durch Schaffung eines Präjudizes vorzugreifen. 

Sektionsrat Dr. O b e r d o r f f e r berichtet, dass die vielfach verzweifelte Lage der 

vertriebenen Angestellten die Ursache bilde, warum nunmehr an die Regelung ihres 

Dienstverhältnisses gegangen werden soll. Es müsse hinsichtlich ihrer rechtlichen Stellung, 

dann des Heimatsverhältnisses, der Versorgungsansprüche ihrer Hinterbliebenen Klarheit 

geschaffen werden, um die Angestellten über ihr und ihrer Angehörigen Schicksal zu 

beruhigen. Für den Staat liege eine im Kabinettsratsbeschluss vom 19. September 1919 

ausdrücklich anerkannte moralische Versorgungspflicht gegenüber jenen Angestellten vor, 

welche in Gefolgschaft an die Politik Österreichs bezüglich Deutschböhmens und des 

Sudetenlandes bei den Verwaltungsstellen jener Gebiete Dienst gemacht und gelegentlich 

deren Verlegung nach Wien mit nach Österreich gekommen seien. Der Staat müsse sich aber 

nicht minder auch der deutschen Angestellten aus den südländischen Gebieten annehmen, da 

diesen die Möglichkeit des Anschlusses an eine kompakte Volksgemeinschaft in den 

Nationalstaaten fehle und ihnen nichts anderes erübrige, als sich an Österreich zu wenden. 

Die Richtlinien tragen der Verschiedenheit der Verhältnisse, unter denen die Angestellten 

nach Österreich gekommen sind, Rechnung, und machen deren Übernahme ausdrücklich von 

ihrer Eignung und dem Bedarfe der Staatsämter abhängig. 

Ein Bedenken, die Übernahme im gegenwärtigen Zeitpunkte durchzuführen, liege nicht 

vor, da auch späterhin eine Änderung in der Haltung der Nationalstaaten bezüglich der 

geflüchteten Angestellten kaum zu erwarten sei. Eine Rückübernahme käme überhaupt nur im 

Verhältnisse zur Tschechoslovakei in Betracht, deren Regierung gerade jetzt eine gewisse 

Konnivenz zeige, da sie sich bereit erklärt habe, ehemals österreichische Beamte, allerdings 

nur unter Prüfung jedes einzelnen Falles und unter ausdrücklicher Ablehnung einer 

Pauschalübernahme, wieder anzustellen. Ein letzter Grund, warum an die Bereinigung der 

Frage jetzt geschritten werden solle, bilden zahlreiche Interpellationen in der 

Nationalversammlung, welche die endliche Regelung des Dienstverhältnisses der geflüchteten 

Staatsangestellten verlangen. 

Staatssekretär P a u l führt aus, dass die Unsicherheit des Rechtszustandes der geflüchteten 

Angestellten insbesondere hinsichtlich der Hinterbliebenenversorgung dringend eine Klärung 

erheische. 
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Weiters müsse eine Entscheidung hinsichtlich jener geflüchteten Angestellten getroffen 

werden, welche ungeachtet der Vollendung des 60. Lebensjahres und des 35. Dienstjahres 

gegenwärtig bei uns noch in aktiver Verwendung stehen, wogegen ihre gleichaltrigen 

Kollegen sowohl in Österreich, als auch in den Nationalstaaten bereits in den Ruhestand 

versetzt worden seien. Dabei gehe es aber auch nicht an, sie, wie es die Richtlinien vorsehen, 

nach den gänzlich unzureichenden Bezügen vom 31. Oktober 1918 in den Ruhestand zu 

versetzen. 

Der sprechende Staatssekretär rege daher an, dass das Staatsamt für Finanzen beauftragt 

werden möge, im Einvernehmen mit dem Staatsamte für Inneres dem Kabinettsrate 

Vorschläge zu erstatten, auf welcher Grundlage diese Angestellten in den dauernden 

Ruhestand zu versetzen wären. 

Unterstaatssekretär M i k l a s glaubt, dass der Zeitpunkt für eine Lösung der Rechtsfrage 

noch nicht gekommen sei, hält es aber für wünschenswert, den - vielfach trotz ihrer 

Bewerbung - nicht in Verwendung genommenen Angestellten, worunter sich vorwiegend 

Mittelschullehrer aus dem Süden befinden und die mit den Beihilfen in der Höhe ihrer Bezüge 

vom 31. Oktober 1918 unter den gegenwärtigen Teuerungsverhältnissen unmöglich leben 

können, entsprechende Zuschüsse zu gewähren. 

Staatssekretär Dr. R a m e k erklärt, dass die gleiche Notwendigkeit auch hinsichtlich der 

geflüchteten Pensionsparteien vorliege, und regt die Ergänzung der Beihilfe für diese auf die 

Ruhebezüge der Zwangspensionisten nach dem Kabinettsbeschluss vom 23. November 1918 

an. 

Ministerialrat Dr. W i l f l i n g gibt bezüglich der trotz Erreichung des vollen 

Versorgungsanspruches in aktiver Verwendung belassenen geflüchteten Staatsangestellten die 

Erläuterung, dass deren Versetzung in den Ruhestand von Österreich aus mangels einer 

Grundlage dafür nicht verfügt werden konnte, und auch aus dem Grund unterlassen worden 

sei, um keinen Hoheitsakt zu setzen, welcher den Staat endgiltig zur Tragung der 

Pensionslasten für sie verpflichtet hätte. 

Staatssekretär H a n u s c h stellt den Antrag, den Gegenstand von der Tagesordnung 

abzusetzen und die Schutzstelle, für vertriebene Beamte zu beauftragen, einvernehmlich mit 

den beteiligten Staatsämtern ein Memorandum belegt mit genauen Angaben über die Zahl der 

geflüchteten Angestellten nach den einzelnen Nationalstaaten, auszuarbeiten, in welchem die 

Reparationskommission um Einflussnahme auf die Nationalstaaten zu ersuchen ist, die ihrem 

Gebiete zugehörigen Staatsangestellten rückübernehmen und ebenso für die Ruhegenüsse der 

von dort stammenden Pensionsparteien aufzukommen, da Österreich nicht in der Lage sei, 
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diese Leistungen, zu welchen es durch keinen Rechtstitel verpflichtet erscheine, weiter zu 

vollziehen. Das Memorandum wäre gleichzeitig mit der Vorlage an die 

Reparationskommission den Nationalstaaten sowie Italien mitzuteilen. 

Der Kabinettsrat erhebt den Antrag des Staatssekretärs H a n u s c h zum Beschluss und 

nimmt gleichzeitig den Antrag des Unterstaatssekretärs M i k l a s, betreffend die Gewährung 

von Zuschüssen an die nicht in Verwendung genommenen Angestellten mit der Maßgabe an, 

dass die Gewährung der Zuwendungen nur nach Prüfung jedes einzelnen Falles zu erfolgen 

habe, wobei jenen Angestellten, welche in der Zwischenzeit eine anderweitige ausreichende 

Verdienstmöglichkeit gefunden haben, auch die von ihnen bisher bezogene Beihilfe 

einzustellen sein wird. Schließlich wird das Staatsamt für Finanzen beauftragt, 

einvernehmlich mit dem Staatsamt für Inneres dem Kabinettsrat Vorschläge über die 

Behandlung der bisher trotz Vollendung ihrer Dienstzeit in aktiver Verwendung behaltenen 

geflüchteten Angestellten zu erstatten.  

 

3. 

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für Finanzen, betreffend die Erhöhung des 

Zollaufschlages. 

Staatssekretär Dr. Reisch gibt dem Kabinettsrate die Absicht auf Erlassung einer 

Vollzugsanweisung bekannt, durch welche für die Zahlung der Zölle in Banknoten der zu 

entrichtende Gesamtbetrag bis auf weiteres mit dem 20 fachen des nach den geltenden 

Tarifsätzen sich ergebenden Zollbetrages in Gold festgesetzt werden soll. Der sprechende 

Staatssekretär führt aus, dass der jetzige Zollaufschlag durch das Ansteigen des Kurses für 

Goldmünzen lange überholt sei und nach diesem zur Herstellung der Goldparität eigentlich 

die Erhebung des vierzigfachen Betrages notwendig wäre. Redner habe jedoch Bedenken 

getragen, eine so weitgehende Erhöhung auf einmal vorzunehmen und sich daher zur 

Einschaltung einer Zwischenstufe entschlossen. Er beabsichtige aber in der allernächsten Zeit 

in der Annäherung an das Goldagio fortzuschreiten und kündige dies schon jetzt an, damit den 

wirtschaftlichen Staatsämtern Gelegenheit geboten sei, etwaige Wünsche wegen Festsetzung 

von Ausnahmebestimmungen für einzelne, besonders wichtige Einfuhrartikel vorzubringen. 

Allerdings müsse in Betracht gezogen werden, dass in solchen Ausnahmsbestimmungen eine 

Änderung der Zolltarife liege, da nach dem Gesetze gleichmäßig für alle Waren ein Zuschlag 

in der Höhe des tatsächlichen Goldagios einzutreten hätte. 

Staatssekretär Dr. E l l e n b o g e n erblickt in der schablonenhaften Vervielfachung der 

Zollsätze eine schwere Gefährdung unserer Volkswirtschaft, deren möglichst rasche 
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Wiederaufrichtung die Voraussetzung für die Durchführung des Steuerprogrammes der 

Regierung bilde. Auch hätten andere Staaten die Zollsätze nicht auf die Goldparität gebracht; 

so hebe die Tschechoslowakei einen Zollaufschlag von 350 %, Deutschland von 900 % ein 

und im Vergleiche dazu solle nun in Österreich eine Erhöhung um 1900 % eintreten. Dazu 

komme, dass der geltende Zolltarif für das geänderte Wirtschaftsgebiet und die eingetretenen 

volkswirtschaftlichen Verschiebungen nicht mehr passe und dieses Missverhältnis nunmehr 

durch die Erhöhung des Zollaufschlages wesentlich verschärft würde. Im Vergleiche zu den 

Warenpreisen spiele der Zoll allerdings keine besondere Rolle. Bei einzelnen Artikeln würde 

die vorgesehene Erhöhung aber doch eine solche Mehrbelastung hervorrufen, dass dies einer 

Unterbindung der Einfuhr gleichkäme. Dadurch würde nicht nur die Schaffung neuer 

industrieller Anlagen. sondern überhaupt der Bezug von Rohstoffen und Halbfabrikaten 

unmöglich gemacht, da die Unternehmer nicht mehr imstande wären, neben den nach unserer 

Valuta exorbitanten Kaufsummen auch noch einen derart hohen Zoll zu leisten. Die 

beabsichtigte Regelung des Zollzuschlages verändert auch die gesamte Zollwirtschaft von 

Grund auf. Bisher sei der Zoll als Schutz für die Inlandsproduktion gedacht gewesen und die 

Einnahmen hätten nur eine untergeordnete Rolle gespielt; jetzt dagegen sollen die Zölle auf 

die Erzielung finanzieller Erträge abgestellt werden, die Rücksichten auf die Volkswirtschaft 

aber in den Hintergrund treten. 

Redner stelle daher den Antrag, vor der Beschlussfassung über die Festsetzung des 

Zollaufschlages zunächst die Interessenten zu hören, und erbitte dazu die Ermächtigung, dass 

das Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten die erforderlichen 

Besprechungen einleite und über das Ergebnis dem Kabinettsrate als Grundlage für dessen 

Erschließung berichte. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h erklärt, dass das Kabinett für eine Erhöhung der 

Zollaufschläge in dem vorgeschlagenen Ausmaße nicht die Verantwortung übernehmen 

könne und, falls staatsfinanzielle Interessen unbedingt eine Steigerung der Zolleinnahmen 

erfordern, sich das Staatsamt für Finanzen zunächst mit einem geringeren Aufschlage 

begnügen müsste, solange nicht die Industrie zu der Frage Stellung nehmen konnte. Infolge 

der Änderung unserer wirtschaftlichen Struktur sei überhaupt eine Reform in unserem 

Zollsystem geboten, bei welcher Gelegenheit auch Ausfuhrzölle vorzusehen wären. Für 

Ausfuhrzölle könnte die Entrichtung in Gold oder fremder Valuta verlangt und auf diese 

Weise eine höhere Einnahme erreicht werden, als die in Aussicht genommenen 

Zollaufschläge erwarten lassen. 

Sektionschef Dr. S c h ü l l e r verweist auf das Beispiel der Tschechoslowakei, wo für 
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Luxusartikel die Zollerhebung in Francswährung vorgeschrieben sei. Er empfiehlt, die Waren 

in drei Gruppen nach Luxusartikeln, Artikeln gewöhnlichen Bedarfes und besonders 

dringenden Artikeln einzuteilen und darnach die Zollaufschläge in der Weise abzustufen, dass 

die Luxusartikel sofort mit der vollen Parität getroffen, die besonders dringend benötigten 

Artikel aber mit geringeren Sätzen als dem zwanzigfachen des Zollbetrages belastet werden. 

Staatssekretär H a n u s c h und Vizekanzler F i n k treten gleichfalls für die vorherige 

Befragung der Industrie und Abstufung der Zollsätze ein, letzterer insbesondere auch noch für 

die Einführung eines Ausfuhrzolles. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h erwidert, dass mit dem Zollaufschlage keine Änderung des 

Zollgesetzes, sondern nur dessen Durchführung beabsichtigt sei, welches die Bindung 

enthalte, die Zölle in Gold bezw. mit dem vollen Geldagio einzuheben. Eine Befragung der 

Interessenten könnte nur in der Richtung stattfinden, ob ein neues Zollgesetz geschaffen 

werden solle, jedoch halte Redner für eine solche Reform die Verhältnisse noch zu wenig 

konsolidiert. In dem wichtigsten Belange hätte übrigens durch die Einführung der Zollfreiheit 

für die Lebensmittel bereits eine Anpassung an die geänderten Verhältnisse stattgefunden. 

Die Festsetzung von Ausfuhrzöllen könne wegen der zu befürchtenden 

Retorsionsmaßnahmen der anderen Staaten, auf deren Einfuhr Österreich angewiesen ist, 

nicht in Betracht gezogen werden. 

Der Vorsitzende regt die Vorgangsweise an, dass das Staatsamt für Finanzen den 

beteiligten Kreisen mitteile, dass die Rückkehr zur Zollzahlung in Gold beabsichtigt sei und 

den Vorschlägen der Interessenten entgegengesehen werde, in welcher Hinsicht davon 

Ausnahmen zu machen wären. Demgemäß beschließt der Kabinettsrat, das Staatsamt für 

Finanzen zu ermächtigen, am 1. oder spätestens 15. April die Anpassung der Zollzahlung an 

die derzeitige Relation des Goldkurses vorzunehmen, dabei aber hinsichtlich jener Artikel, 

deren Einfuhr für Österreich besonders dringend ist, nach dem Ergebnisse von 

Besprechungen, die es im Einvernehmen mit den Staatsämtern für Äußeres, für Handel und 

Gewerbe, Industrie und Bauten und für Land- und Forstwirtschaft mit den Interessenten 

durchzuführen hat, hinter der vollen Goldparität zurückzubleiben. 

 

4. 

Unterbringung des Telegraphen-Korrespondenz-Bureaus. 

Der Vorsitzende teilt dem Kabinettsrat mit, dass sich die Notwendigkeit ergeben habe, im 

Gebäude des ehemaligen Landesverteidigungsministeriums neben der d. ö. Landwirtestelle 

und der Kriegsinvalidenentschädigungskommission noch das Telegraphen-Korrespondenz-
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Bureau unterzubringen und daher für die beiden Bauabteilungen, welchen gleichfalls Räume 

in diesem Gebäude zugedacht waren, anderweitig vorgesorgt werden müsse. 

Der Kabinettsrat erteilt zur Unterbringung des Korrespondenz-Bureaus im Gebäude des 

ehemaligen Landesverteidigungsministeriums an Stelle der beiden Bauabteilungen die 

Zustimmung und beauftragt gleichzeitig die in der Sitzung vom 14. November 1919 zur 

Erledigung aller Fragen betreffend die Verwendung staatlicher Gebäude eingesetzte 

zwischenstaatsamtliche Kommission, für die beiden Bauabteilungen andere 

Bureauräumlichkeiten sicherzustellen. 

 

5. 

Bezug von Kunstdünger aus Frankreich. 

Staatssekretär S t ö c k l e r teilt mit dass die von den Staatssekretären Dr. R e i s c h und 

L o e w e n f e l d -R u s s in Paris angeknüpften Verbindungen wegen Bezuges von 

Kunstdünger aus Frankreich soweit gediehen seien, dass nunmehr zum Abschluss des Kaufes 

und Einleitung des Abtransportes geschritten werden könne. Hiezu sei die Entsendung des 

Direktionsrates Hermann F l ü r s c h e i m der d. ö. Landwirtestelle nach Paris in Aussicht 

genommen. Der Ankauf des Kunstdüngers werde einen Aufwand von 10 Millionen franz. 

Francs erfordern, von denen 5 Millionen sofort, der Rest einige Wochen nach Abschluss des 

Kaufes zu erlegen sein werden. Die Mittel hiefür sollen nach den mit dem Staatsamt für 

Finanzen gepflogenen Besprechungen entweder aus dem Verkaufe der freigegebenen 

ausländischen Wertpapiere oder aber auf Rechnung des im Anschluss an den amerikanischen 

Kredit in Aussicht gestellten Hilfskredit aufgebracht werden. Einer besonderen Entscheidung 

bedürfe noch die Frage, zu welchem Preis der Kunstdünger im Inlande an die 

landwirtschaftlichen Interessenten abgegeben werden solle. Da die Gestehungskosten sich auf 

mindestens 1000 bis 1200 Kronen pro g (unbekanntes Zeichen) belaufen würden, sei es 

unmöglich, den Landwirten den Kunstdünger zum Einkaufspreise zu berechnen, vielmehr 

werde ungefähr die in Friedenszeiten übliche Relation zwischen Getreide- und 

Kunstdüngerpreis im Verhältnisse von 3:1 beibehalten und die Differenz vom Staate getragen 

werden müssen. Diese Aufwendungen des Staatsschatzes zur Verbilligung der 

Kunstdüngerabgabe würden sich aber durch die Mehrproduktion infolge der Kunstdüngung, 

die mit 1 - 1 ½ (u. z.) Getreide pro ha .veranschlagt werden könne, reichlich in den 

Ersparnissen aus der Verminderung im Bezuge ausländischen Getreides bezahlt machen. 

Der sprechende Staatssekretär erbitte daher die prinzipielle Zustimmung des 

Kabinettsrates, dass innerhalb eines Betrages von 10 Millionen franz. Francs Kunstdünger 
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angekauft werde, seine Abgabe an die inländischen Landwirte aber mit entsprechender 

Verbilligung im Verhältnisse zu den noch festzusetzenden Getreidepreisen erfolge. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h ersucht den Vorredner darauf hinzuwirken, dass die bereits 

in Angriff genommene Einrichtung einer Fabrik zur Erzeugung von Kunstdünger in 

Österreich beschleunigt werden möge, damit der Verbilligung halber im Auslande nicht das 

fertige Produkt, sondern nur Rohphosphate angekauft zu werden brauchen. An die verbilligte 

Abgabe des Kunstdüngers an die Landwirte müsse die Bedingung geknüpft werden, dass in 

die Verteilung zu niederen Preisen nur jene Landwirte einbezogen werden, welche sich in 

verbindlicher Weise zu einer entsprechenden Mehrablieferung an Getreide verpflichten. 

Staatssekretär Dr. L o e w e n f e l d -R u s s erklärt, dass die Verteilung des Kunstdüngers 

durch die Organisation der landwirtschaftlichen Genossenschaften in Aussicht genommen sei 

und dadurch die Möglichkeit geboten werde, den gewünschten Zusammenhang zwischen 

Beteilung mit Kunstdünger und Getreide-Mehrablieferung herzustellen. Er macht weiters 

aufmerksam, dass für die zweite Hälfte des Kaufschillings voraussichtlich die Einräumung 

eines langfristigen Kredites zu erreichen sein werde, und ersucht, den Unterhändler der d. ö. 

Landwirtestelle ausdrücklich in diesem Sinne zu instruieren. 

Im Schlussworte teilt Staatssekretär S t ö c k l e r mit, dass die Einrichtung einer Fabrik zur 

Erzeugung von Phosphatmehl in Österreich im Gange sei,der Ankauf von Superphosphat 

anstelle von Phosphaten aber doch für den Fall in Aussicht genommen werden müsse, dass 

die Fabrik nicht rechtzeitig fertiggestellt werden könnte, um schon für den Herbstanbau 

Kunstdünger zu liefern. Weiters gibt er befriedigende Aufklärungen über die Grundsätze, 

nach welchen die Verteilung des Kunstdüngers vorgenommen werden soll, um daraus eine 

entsprechende Mehrablieferung von Getreide zu erreichen. Die Umwandlung der zweiten 

Hälfte des Kaufpreises in einen langfristigen Kredit werde im Auge behalten werden. 

Der Kabinettsrat erteilt die Ermächtigung zum Ankaufe des Kunstdüngers bezw. von 

Rohphosphaten in Frankreich und nimmt zustimmend zur Kenntnis, dass sich die beteiligten 

Staatsämter über die verbilligte Abgabe von Kunstdünger an die Landwirte nach den in der 

Debatte entwickelten Grundsätzen ins Einvernehmen setzen werden. 

 

6. 

Entwurf eines Gesetzes, betreffend Kreditoperationen. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h erbittet und erhält die Genehmigung des Kabinettsrates zur 

Einbringung des Entwurfes eines Gesetzes betreffend Kreditoperationen in der 

Nationalversammlung. Die Vorlage sehe eine Kreditermächtigung bis zum Höchstbetrage von 



161 – 1920-03-16  13 

1.600 Millionen Kronen vor, die ursprünglich in dem Entwurf des Finanzgesetzes 

angesprochen wurde, nunmehr aber in ein eigenes Gesetz gekleidet werden solle, da die 

Kassabestände des Staates ein Zuwarten bis zur Verabschiedung des Finanzgesetzes nicht 

gestatten. 

 

7. 

Vollzugsanweisung, betreffend die Zuständigkeit des Staatsamtes für Inneres und Unterricht 

in Angelegenheiten, welche die Anstalten für blinde und taubstumme Kinder betreffen. 

Unterstaatssekretär Dr. T a n d l e r legt dem Kabinettsrat den Entwurf einer mit 

Zustimmung des Hauptausschusses zu erlassenden Vollzugsanweisung der Staatsregierung 

vor, durch welche die jetzt vom Staatsamt für soziale Verwaltung (Volksgesundheitsamt) 

wahrgenommenen Verwaltungsangelegenheiten der Taubstummen- und Blinden-

Erziehungsinstitute aus Zweckmäßigkeitsgründen wieder in den Wirkungskreis des 

Staatsamtes für Inneres und Unterricht (Unterrichtsamt), dem sie vor der Errichtung des 

bestandenen Amtes für Volksgesundheit zugehört hatten, zurückübertragen werden. 

In der anschließenden Debatte beantragen Unterstaatssekretär G l ö c k e l, Präsident 

S e i t z und Staatssekretär Dr. R e i s c h die Streichung der Schlussworte des § 1 

„vorbehaltlich der dem Staatsamte für soziale Verwaltung in sozialer, rechtlicher und 

gesundheitlicher Beziehung zukommenden Mitwirkung.“ 

Der Kabinettsrat genehmigt die Vollzugsanweisung mit der vorstehenden Streichung und 

beauftragt die Staatskanzlei nach Einholung der Zustimmung des Hauptausschusses deren 

Kundmachung zu veranlassen. 

 

8. 

Gesetzesbeschluss des Tiroler Landtages, betreffend die Aufhebung und Ablösung des 

Jagdrechtes auf fremdem Grund und Boden. 

Staatssekretär S t ö c k l e r unterbreitet dem Kabinettsrate einen Gesetzesbeschluss des 

Tiroler Landtages vom 29 .Jänner 1920, betreffend die Aufhebung und Ablösung des 

Jagdrechtes auf fremdem Grund und Boden. Der Beschluss deckt sich im Wesen mit dem 

vom Kabinettsrate in der Sitzung vom 31. März 1919 genehmigten Entwurf des Staatsamtes 

für Land- und Forstwirtschaft für die landesgesetzliche Regelung dieser Materie und biete nur 

bezüglich einiger neu eingefügter Bestimmungen in § 1, Abs. 3 über die Jagdpachtverträge 

mit einer Gültigkeitsdauer von 10 Jahren und in § 1, Abs. 4 über den Fortbestand fremder 

Jagdrechte auf ärarischem Grund und Boden Anlass zu Bemerkungen. Außerdem fehle dem 
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Gesetze die Vollzugsklausel. Die Bemängelung hätte jedoch nicht in der Form einer 

Vorstellung zu geschehen, sondern es wäre lediglich der Landesregierung in Innsbruck 

nahezulegen, auf die entsprechende Abänderung und Ergänzung des Gesetzes hinzuwirken. 

Über eine Anfrage des Staatssekretärs Dr. D e u t s c h, welche Bewandtnis es mit der 

Bestimmung des § 1, Abs. 4 über den Fortbestand fremden Jagdrechtes auf ärarischem Grund 

und Boden habe, geben die Staatssekretäre S t ö c k l e r und Dr. M a y r die Aufklärung, dass 

damit die Schaffung eines einzigen Ausnahmefalles, nämlich zugunsten der Gemeinde 

Brandenberg, beabsichtigt worden sei. Es handle sich hier um eine ganz arme Gemeinde, die 

in der Ausübung. des ihr seit 500 Jahren zustehenden Jagdrechtes nahezu die ausschließliche 

Einnahmsquelle besitze und davor bewahrt werden sollte, diese nun durch den Wegfall ihrer 

Jagdbefugnis ohne Entschädigung zu verlieren. 

Der Kabinettsrat erteilt schließlich nach dem Antrage des Staatssekretärs S t ö c k l e r die 

Ermächtigung, dass von der Erhebung, einer Vorstellung gegen den Gesetzesbeschluss 

abgesehen, der Tiroler Landesregierung jedoch empfohlen werde, noch auf die oben 

angedeuteten Abänderungen und Ergänzungen des Gesetzesbeschlusses Einfluss zu nehmen, 

worauf dessen Gegenzeichnung durch den Staatssekretär für Land- und Forstwirtschaft und 

die Kundmachung des Gesetzes durch die Landesregierung zu erfolgen haben wird. 

 

9. 

Gesetzesbeschluss des Salzburger Landtages, betreffend die Förderung der Rindviehzucht 

(Stierkörungsgesetz). 

Staatssekretär S t ö c k l e r erbittet und erhält die Ermächtigung des Kabinettsrates, dass 

von der Erhebung einer Vorstellung gegen den Gesetzesbeschluss des Salzburger Landtages 

vom 13. Februar 1920, betreffend die Förderung der Rindviehzucht (Stierkörungsgesetz) 

abgesehen, der Landesregierung jedoch empfohlen werde, neben der Durchführung einzelner 

Textberichtigungen eine Abänderung des § 15, Abs. 2 in der Richtung zu veranlassen, dass 

die Zwangsbestimmungen für jene Fälle, dass die Stierbesitzer die erforderliche Anzahl 

gekörter Stiere nicht freiwillig zur öffentlichen Verfügung stellen, wirksamer gestaltet 

werden. Hienach wird das Gesetz zur Gegenzeichnung vorzulegen und dessen Kundmachung 

durch die Landesregierung zu bewirken sein. 

 

10. 

Entwurf eines Gesetzes, betreffend Teuerungszulagen zu Unfallsrenten. 

Staatssekretär H a n u s c h unterbreitet dem Kabinettsrat den Entwurf eines Gesetzes, 
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betreffend Teuerungszulagen zu den Unfallsrenten und erbittet die Ermächtigung zu dessen 

Einbringung in der Nationalversammlung. 

Der Kabinettsrat beschließt im Sinne des gestellten Antrages. 

11. 

Entwurf eines Gesetzes, betreffend Zuschüsse zu den Provisionen der Bergwerkebrüderladen. 

Staatssekretär H a n u s c h erbittet und erhält die Ermächtigung zur Einbringung des 

Entwurfes eines Gesetzes, betreffend Zuschüsse zu den Provisionen, der 

Bergwerksbruderladen in der Nationalversammlung. 

 

12. 

Bauprogramm für die Elektrisierung der österreichischen Staatsbahnen. 

Staatssekretär P a u l unterbreitet dem Kabinettsrat ein umfangreiches Elaborat über, das 

Bauprogramm für die Elektrisierung der österreichischen Staatsbahnen, darnach sei nach dem 

Grundsatze, zuerst die Strecken mit dem stärksten Kohlenverbrauch und in der größten 

Entfernung von den Kohlenproduktionsstätten auf den elektrischen Betrieb umzuwandeln, 

und entsprechend auch dem Stande der Vorarbeiten für die nötigen Kraftwerke, in der ersten, 

den Zeitraum von 5 Jahren umfassenden Bauperiode die Elektrisierung der Strecken: 

Innsbruck - Lindau samt Nebenlinien, Salzburg - Schwarzach, St. Veit - Wörgl, Schwarzach – 

St. Veit - Villach und Steinach – Irdning – Attnang – Puchheim sowie die Errichtung von 

Wasserkraftwerken am Spullersee, im Stubachtale und an der Mallnitz und der Ausbau des 

Ruetzkraftwerkes der Mittenwaldbahn vorgesehen. 

Der Kostenaufwand für diese Arbeiten betrage unter Zugrundelegung der anfange Februar 

1920 in Geltung gestandenen Preise und Löhne 3.560 Millionen Kronen, wovon auf das Jahr 

1919/20 rund 105 Millionen Kronen, auf die nächstfolgenden 4 Verwaltungsjahre bis 

einschließlich 1923/24, Teilbeträge von 849, 860, 850 und 721 Millionen Kronen entfallen, 

während für das Jahr 1924/25 noch ein Betrag von rund 175 Millionen Kronen für 

Restzahlungen für Triebfahrzeuge einzustellen wäre. Dabei werde es aber ganz von der 

Gestaltung der Kaufkraft der Krone und der Materialpreise wie der Arbeitslöhne abhängen, ob 

diese Beträge hinreichen oder aber sich etwa Ersparnisse erzielen lassen. 

Das entwickelte engere Programm stelle den ersten Abschnitt der Elektrisierung des 

Hauptnetzes der österreichischen Staatsbahnen dar, bilde aber immerhin ein sowohl bezüglich 

der Kraftwerke als auch bezüglich der Strecken in sich geschlossenes Ganzes, insbesondere 

dann, wenn es gelingt, auch die Paagestrecke Wörgl - Innsbruck in die Elektrisierung 

einzubeziehen. Es wäre dann in der Strecke Salzburg - Lindau mit den Nebenlinien Feldkirch 
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- Buchs und Bogens - St. Margarethen und der Strecke Schwarzach - St. Veit - Villach ein 

zusammenhängendes Netz rein elektrisch betriebener Bahnen gegeben, an das sich weiter 

nach Osten fortschreitend, die Elektrisierung der übrigen Hauptlinien der Staatsbahnen 

südlich der Donau allmählich anzuschließen hätten. 

Redner erbitte nunmehr die Entscheidung des Kabinettsrates, ob angesichts der Lage der 

Staatsfinanzen ein Unternehmen mit einem Kostenaufwande von rund 3.5 Milliarden Kronen 

überhaupt ins Auge gefasst werden könne und ob für die Auslagen jeweils durch Einstellung 

der Jahresraten in das Budget oder im Wege eines eigenen Investitionsgesetzes vorgesorgt 

werden solle. Ein Investitionsgesetz würde den Vorteil bieten, dass es den gesamten Betrag 

auf einmal zur Verfügung stellt und größere Bewegungsfreiheit in Bezug auf die Verteilung 

der Bauerfordernisse in den einzelnen Jahren gestattet, und dass darin die 

Nationalversammlung einen Überblick über das Projekt im Ganzen bekäme. Als 

Einwendungen müssen gegen diesen Vorgang angeführt werden, dass heute weder die 

Bausumme feststehe noch bekannt sei, mit welchem Kapital gebaut werden wird, und dass die 

zahlreichen noch ungelösten Fragen über die bei der Elektrisierung von Bahnen 

anzuwendenden Prinzipien eine langwierige Behandlung einer Investitionsvorlage in der 

Nationalversammlung auslösen könnten, welche das rechtzeitige Zustandekommen des 

Gesetzes verhindert. Demgegenüber wäre die Vorsorge nach den Teilbeträgen jedes einzelnen 

Baujahres im jeweiligen Staatsvoranschlag der einfachere Weg, nur müsste die 

Nationalversammlung von Anbeginn darüber Klarheit bekommen, dass schon die 

Bewilligung der ersten Rate eine Bindung für die Bewilligung auch der folgenden Raten in 

sich schließe. Den ersten Schritt hätte die Nationalversammlung übrigens durch die 

Bewilligung der Mittel für die Vorbereitungsarbeiten im Betrage von 60 Millionen Kronen 

bereits getan, die zusammen mit den bis zum Schluss des Verwaltungsjahres mit 45 Millionen 

Kronen angesprochenen, vom Staatsamte für Finanzen aber nur mit 35 Millionen 

zugestandenen Nachträgen für den Bau des Spullerwerkes eine unfruchtbare Aufwendung von 

rund 100 Millionen Kronen blieben, wenn die Bauaktion keine Fortsetzung fände. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h bekennt sich als Anhänger des Elektrisierungsprogrammes, da 

im Ausbau der Wasserkräfte der einzige Weg zur wirtschaftlichen Rettung Österreichs liege, 

erklärt aber, vorläufig noch keine Klarheit darüber zu besitzen, in welcher Weise die nötigen 

Mittel aufgebracht werden könnten. Unbedingt ausgeschlossen bleiben müsse die 

Inanspruchnahme der Banknotenpresse für diese Zwecke. Es käme also nur eine fundierte 

Anleihe in Betracht, deren Unterbringung im Inlande aber mehr als fraglich sei, so dass nichts 

erübrige, als sich an das ausländische Kapital zu wenden. Dieses werde für das Unternehmen 
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gewiss auch zu finden sein, so ferne nicht vorher Arbeiten ausgeführt werden, die der 

weiteren Entwicklung vorgreifen. Für die Krediterlangung wäre es nun gewiss eine 

Erleichterung, wenn den Geldgebern vor Augen geführt würde, dass es sich um eine 

großzügige Aktion nach einem einheitlichen Programm handle. Aus Rücksicht auf die 

Gewinnung des ausländischen Kapitals scheine es ihm daher angemessener, die Kosten nicht 

alljährlich im Budget, sondern im Ganzen durch ein Investitionsgesetz sicherzustellen. Dieser 

Vorgang sei auch budgetär und staatsrechtlich richtiger, weil nur so der Nationalversammlung 

die Gelegenheit geboten werde, sich über das Programm und seine finanzielle Tragweite ein 

Urteil zu bilden. 

Redner schlage daher die Einbringung einer Investitionsvorlage vor, welche der 

Nationalversammlung den ganzen Plan einheitlich vorführt und die Ermächtigung anspricht, 

das Bauerfordernis im Wege einer Kreditaktion aufzubringen und für den Zinsendienst im 

Staatsvoranschlag vorzusorgen. 

Unterstaatssekretär Dr. E l l e n b o g e n bezeichnet es als entscheidend, dass ein Vorgang 

gewählt werde, welcher unbedingt die Ausnutzung des heurigen Baujahres gestattet, was 

wieder zur Voraussetzung habe, dass das Staatsamt für Verkehrswesen raschestens in den 

Besitz einer Ermächtigung gelange, auf Grund deren es die Vergebung der Arbeiten 

spätestens im Laufe des Monates Mai vornehmen könne. Die Zeit bis dahin reiche aber zur 

Einbringung einer Investitionsvorlage, geschweige denn zu ihrer Verabschiedung nicht aus. 

Darum sollte die parlamentarische Genehmigung des Bauprogrammes in einer abgekürzten 

Weise eingeholt werden, etwa in der Art, dass das Gesamtprojekt dem Verkehrs- und dem 

Finanz- und Budgetausschuss zur Kenntnis gebracht und deren Zustimmung erwirkt werde, 

die Bauarbeiten sofort in Angriff zu nehmen und die erste Baurate in den Staatsvoranschlag 

1920/1921 einzustellen. Die Einbringung der Investitionsvorlage hätte dann unabhängig von 

dieser Vorsorge in einem späteren Zeitpunkte zu geschehen. 

Staatssekretär S t ö c k l e r und Dr. M a y r begrüßen das Bauprogramm als ersten Schritt 

der Regierung zur Aufnahme der produktiven Arbeit wärmstens und treten dafür ein, dass 

unter allen Umstanden mit seiner Durchführung noch im Laufe des heurigen Jahres begonnen 

werde. Beide Redner sprechen sich für die Einbringung einer Investitionsvorlage aus, 

unbeschadet jedoch der gleichzeitigen Sicherstellung der ersten Baurate im nächsten 

Staatsvoranschlag. 

In dem gleichen Sinne äußert sich auch der Vorsitzende. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h erwidert, dass die bis zum 30. Juni erforderlichen Mittel 

bereits durch das heurige Budget und die dazu eingebrachten Nachträge bewilligt erscheinen. 
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Die Sicherstellung der weiteren Mittel könne ohnedies erst mit der Rechtswirksamkeit für die 

Zeit nach dem 1. Juli erfolgen und sei schneller durch ein Investitionsgesetz als durch den 

Staatsvoranschlag zu erwarten, da dessen Erledigung bekanntlich immer mehrere Monate 

erfordere. 

Unterstaatssekretär M i k l a s erklärt gleichfalls seine Zustimmung zu dem Bauprogramm, 

bezeichnet es aber als notwendig, das finanzielle Erfordernis durch ein Investitionsgesetz 

sicherzustellen. Er weist dabei darauf hin, dass die Bewilligung eines Aufwandes von 3 ½ 

Milliarden Kronen für die westlichen Länder in Niederösterreich und Steiermark einen 

gewissen Widerstand auslösen dürfte, und empfiehlt darum, in dem Motivenbericht des 

Investitionsgesetzes die Zusicherung zu geben, dass darüber auch die Verkehrsbedürfnisse 

dieser Länder in keiner Weise eine Vernachlässigung erleiden würden. 

Staatssekretär P a u l führt zu der Bemerkung des Unterstaatssekretärs M i k l a s aus, dass 

die Elektrisierung der westlichen Strecken automatisch eine Verbesserung der 

Verkehrsverhältnisse auf den östlichen Strecken mit sich bringe, einmal dadurch, dass ihnen 

die gesamten Kohlenersparnisse zugute kommen, und dann aus dem weiteren Grunde, weil 

um die westlichen Strecken entsprechend alimentieren zu können, auch der Verkehr im Osten 

die entsprechende Ausgestaltung erfahren müsse. 

Die Einbringung einer Investitionsvorlage erfordere eine mehrmonatige Vorarbeit. 

Gegenwärtig handle es sich aber um die Herbeiführung der Entscheidung, dass sofort mit dem 

Bau der Kraftwerke im Stubachtale und an der Mallnitz sowie mit der Ausgestaltung des 

Ruetzwerkes begonnen werden könne, und um die Vorsorge für die erforderlichen Mittel, 

damit die Arbeiten nicht am Schluss des Budgetjahres zum Stillstand kommen, besonders die 

Anzahlungen auf die Maschinenbestellungen geleistet werden können. Dafür komme aber 

auch der Staatsvoranschlag für 1920/21 zu spät. Nach der Ansicht des sprechenden 

Staatssekretärs müsste daher zu dem Auskunftsmittel gegriffen werden, dass er schon jetzt die 

Ermächtigung zur Inangriffnahme des Ausbaues der bezeichneten Werke erhalte und ihm die 

Überschreitung der für heuer bewilligten Kredite um den Bedarf der ersten Monate des neuen 

Verwaltungsjahres toleriert werde. 

Bezüglich der Vergebung der Arbeiten erbitte er noch die weitere Ermächtigung, von einer 

öffentlichen Offertausschreibung absehen, mindestens aber den Ausbau des Ruetzwerkes 

ohne eine solche aus sachlichen Gründen der gleichen Firma übertragen zu dürfen, welche 

den bisher ausgebauten Teil der Anlage ausgeführt hat. 

Nach einer weiteren Debatte fasst der Kabinettsrat folgende Beschlüsse: 

1. die Staatsämter für Verkehrswesen und für Finanzen werden beauftragt, mit 
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aller Beschleunigung ein Investitionsgesetz über die Elektrisierung der westlichen 

Linien der österreichischen Staatsbahnen auszuarbeiten und derart zur Einbringung in 

der Nationalversammlung fertig zu stellen, dass es dort noch vor dem 1. Juli l. J. 

verabschiedet werden kann. 

2. Die Staatsämter für Verkehrswesen und für Finanzen werden ermächtigt, den 

im Staatsvoranschlag des Jahres 1919/20 samt Nachträgen vorgesehenen Kredit von 

95 Millionen Kronen für Zwecke der Elektrisierung bis zum Betrage von 200 

Millionen Kronen zu überschreiten. 

3. Das Staatsamt für Verkehrswesen erhält die Ermächtigung, die Bauvergebung 

für die Werke im Stubachtale und an der Mallnitz sowie für das Ruetzwerk noch im 

Laufe des heurigen Verwaltungsjahres vorzunehmen. 

4. Das Staatsamt für Verkehrswesen wird ermächtigt, bei der Vergebung der 

Arbeiten bezüglich des Ruetzwerkes von einer Offertausschreibung Abstand zu 

nehmen. Inwieweit eine gleiche Abweichung auch bei den anderen Werken Platz 

greifen kann, wird einer späteren Entscheidung des Kabinettsrates vorbehalten. 

 

13. 

Gesetzesbeschluss der Kärntner Landesversammlung, betreffend Regelung der Besoldung der 

Volks- und Bürgerschullehrerschaft des Landes Kärnten. 

Nach einem Antrage des Unterstaatssekretärs G l ö c k e l beschließt der Kabinettsrat, dass 

von der Erhebung einer Vorstellung gegen den Gesetzesbeschluss der Kärntner 

Landesregierung vom 24. Februar 1920, betreffend die Regelung der Besoldung der Volks- 

und Bürgerschullehrerschaft des Landes Kärnten abgesehen und dessen Kundmachung nach 

Einlangen des Originalgesetzestextes von der Landesregierung in Klagenfurt und erfolgter 

Gegenzeichnung durch den Staatssekretär für Inneres und Unterricht zugestimmt werde. 

 

14. 

Ehrengabe für den emer. Universitätsprofessor Dr. Karl M e n g e r. 

Unterstaatssekretär G l ö c k e l berichtet, dass im Laufe des Monates Februar der emer. 

Universitätsprofessor Dr. Karl M e n g e r sein 80. Lebensjahr vollendet habe und bei diesem 

Anlasse Gegenstand vielfacher Ehrungen des In- und Auslandes gewesen sei. 

Der greise Gelehrte beziehe derzeit einen Ruhegenuss von 12.000 Kronen, welcher ihm 

unter der herrschenden Teuerung nur ein kärgliches Auskommen gestatte. Der sprechende 

Unterstaatssekretär halte eine solche Versorgung des Genannten nicht seiner 
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wissenschaftlichen Bedeutung angemessen und erbitte daher im Einvernehmen mit dem 

Staatssekretär für Finanzen die Ermächtigung, für Professor Dr. M e n g e r die Gewährung 

einer staatlichen Ehrengabe jährlicher 18.000 Kronen auf Lebensdauer erwirken zu dürfen. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 
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[KRP 161, 16. März 1920, Stenogramm Groß] 
 
161. Sitzung, 16. März '20. 
 
1. 
Paul: Mitteilungen über die Kohlensituation. Wir haben in der letzten Zeit aus Tschechien 

300 Waggons täglich zu bekommen gehabt, die prompt geliefert und zum Teil sogar 
überliefert worden [sind]. Aus dem Übereinkommen mit Deutschland haben wir 
insgesamt 7.000 Tonnen täglich zu bekommen gehabt. Das wurde nicht vollständig, 
aber zum [...] Teil geliefert. Davon sind 150-200 [Waggons] der Bahn zugewiesen 
worden, so daß ein Tagesquantum von 4.500 Tonnen gerechnet werden konnte. Mit 
diesem Quantum konnte der Verkehr so ?belegt werden, daß die größten Stauungen 
aufgearbeitet werden konnten und das Verkehrs[...] hat sich in Bahnen zu bewegen 
[vermocht], welche den Interessen im allgemeinen Rechnung getragen haben. Schlecht 
war es nur auf der Südbahn, aber auch dort konnten die Stauungen beseitigt werden, 
als die Tschechen sich zu [einer] besseren Belieferung bereit erklärt haben und 
Waggons zugeschoben worden [sind]. 

Der Ostrauer Streik hat bewirkt, daß die 60 Waggons für die Bahn nicht mehr 
kamen und am 10. sind die letzten Waggons gekommen. Vom 11. an mußte alles dem 
Gaswerk zugewiesen werden. Die Personenzüge können nicht mit Braunkohle allein 
geführt werden. Die Ereignisse im Teschener Revier haben dazu geführt, daß von dort 
nichts mehr kam und die Bemühungen der [...] Mission waren ergebnislos, indem das 
Revier von den Polen abgesperrt wurde und nichts mehr herausgelassen wurde. 

Wir müssen uns darauf gefaßt machen, daß von dort keine Kohlenzuschübe 
eintreffen. Der deutsche Generalstreik und die Gefahr, daß aus den deutschen 
Revieren nichts mehr kommt, habe ich mich - in Prag angefragt wegen der 
Rückwirkung auf die čech.[ischen] Kohlenzuschübe. B[...] hat gesagt, daß sie eine 
neue Kohlenverteilung treffen müssen, daß sie uns nicht mehr die 500 [Waggons] 
schicken können, sondern [gezwungen waren], vorgestern früh eine neue Verteilung 
vorzunehmen, weil [sie] aus Schlesien keine Zuschübe mehr bekommen und die eigene 
Versorgung gefährdet ist. 

Darauf mußte ich zunächst den Güterzugsverkehr stark einschränken und den 
Personenzugsverkehr einstellen, weil die schwarze Kohle fehlt. Letztere Verfügung 
wurde einvernehmlich mit dem Staatskanzler getroffen - am Mittwoch. Der 
Kohleneinlauf war bis gestern befriedigend, sowohl aus Deutschland und aus Böhmen, 
nur aus Ostrau nicht mehr. Heute ist das eingetreten, daß wir aus Deutschland nur 
mehr 18 und aus Böhmen nur mehr 76 Waggons bekommen haben. Heute ist der Abriß 
erfolgt. Warum aus Deutschland nur so wenig gekommen ist, weiß ich nicht. 
Nachrichten über die Streiks im Kohlenrevier waren noch nicht [zu] erlangen. 

Wir haben unter Anwendung aller Ersparungsmittel es zustande gebracht, in den 
letzten 14 Tagen täglich rund 80 Waggons zu ersparen. Wir haben 7.000 Tonnen 
Reserve, die auf 20.000 Tonnen gebracht wird. Wenn [wir] bei dem eingeschränkten 
Verkehr 450 Waggons täglich brauchen, so hätte ich mit dem Vorrat den Verkehr für 
zwei Tage aufrecht erhalten können. Der eingeschränkte Verkehr erspart täglich 1.000 
Tonnen, so daß mit den erhofften Zuschüben aus Böhmen tatsächlich für 8-10 Tage die 
Lebensmittelzüge gedeckt sind. Würden wir weiter fahren, so wüßte ich nicht, [ob] wir 
[in] zwei Tagen weitere Transporte führen könnten. 

Die Presse hat sich im allgemeinen ruhig verhalten, nur die 'Reichspost' und [die] 
'Wiener Stimmen' bringen scharfe Artikel mit unrichtigen Ziffern. Ich habe an die 
'Reichspost' geschrieben und nehme an, daß sie entsprechende Aufklärungen bringen 



161 – 1920-03-16  22 

werden oder wenigstens - die weiteren Artikel einzustellen. 
Ich habe [mich] auch an die fremden Missionen gewandt und die Italiener stellten 

die Militärtransporte ein und [verfügten, daß] die Bologna-Züge eingestellt wurden 
und die - [ich] hoffe, daß die Kohle für diese Züge uns im Notfall noch überlassen 
wird. Allerdings haben die Franzosen und Italiener [daran] die Bedingung geknüpft, 
daß wir den Verkehr einschränken und sie haben sich sehr beifällig geäußert über die 
getroffenen Maßnahmen. Die Tschechen haben verzichtet, Reklamation zu erheben, 
wenn ich den č[echischen] Durchzugsverkehr drossle. Güter für Tschechien werden in 
Österreich nicht mehr verladen. 

Renner: Selbstverständlich ist in der Sache von den Arbeiterräten keine Initiative 
ausgegangen, die I.[nitiative] ist von Paul ausgegangen, der mich erst aufmerksam 
gemacht hat. Die Herren haben sofort eine [...] Besprechung abgehalten und die 
Sache ernst beraten. Dafür gebührt dem Staatsamt den Dank. Auch das 
Ernährungsamt hat die Situation sofort begriffen. 

Ich habe Beneš gebeten, uns in dieser Lage ja nicht im Stich zu lassen. Er hat 
versprochen, sich zu bemühen, [erklärte aber], daß sie aber durch die deutschen 
Verhältnisse in der Kohlenbelieferung selbst Verlegenheit haben. Sie haben täglich 
150 Waggons bekommen. Gestern hatten wir die Ententemissionen und haben die 
Lage vorgetragen, besonders die Ernährungslage. Es erschien ein Kommunique 
darüber, es wäre aber angemessen, diese Mitteilung, welche ihnen schriftlich gemacht 
wurde, den Kabinettsmitgliedern zur Verfügung zu stellen. 

Loewenfeld-Ruß: Wir haben nach dem Umsturz in Deutschland sofort nach Paris 
telegr[aphiert], um von Italien Vorschüsse zu bekommen. Nach den Mitteilungen wird 
das auch eintreten. Augenblicklich ist die Lage nicht mehr beunruhigend als 
schlechter -. Durch zwei Schiffe, die wir von den Engländern auf Kredit bekommen 
haben und die in Triest angekommen sind und ein drittes Schiff haben wir [eine] 
solche Menge, daß für - wir bis in die ersten Tage des April gedeckt sind. Für acht 
Tage haben wir das Getreide schon hier und mit den Mengen, welche noch im Laufen 
sind, reichen wir über Ostern hinaus. Außerdem sind heute und gestern aus 
Deutschland weitere [Lieferungen] eingerollt. Wir hoffen, daß der Eisenbahnstreik in 
Deutschland nicht voll eingesetzt hat. Die Ernährungslage ist nicht ungünstiger -. 

Ich möchte auch mitteilen, daß die letzte Pariser Reise doch nun ihren Erfolg zeigt 
und ich Anhaltspunkte habe, daß unsere Ernährung bis zur neuen Ernte gesichert sein 
wird. Es handelt sich nur darum, daß bis Ende April kein Vakuum eintritt. Es ist noch 
nicht so fixiert, daß es veröffentlicht werden könnte. Ich bin sehr zuversichtlich, daß 
wir bis über die neue Ernte in der Ernährung einen Boden unter uns fühlen. Allerdings 
müssen wir alle Mittel anwenden, nach dem Verbrauch dieser Vorräte aus unserer 
Ernte und aus dem Osten einen Ersatz zu finden, besonders aus Jugoslavien. Aus 
demselben Grund würde ich es nicht für praktisch halten, das Exposé zu 
veröffentlichen, weil es die Lage etwas schwarz darstellt, um die Gesandten nicht in 
ihrem Eifer zu beeinträchtigen. 

 
 
2. 
[Zugezogen]: Oberdorffer, Wilfling. 
Renner: Übernahme der vertriebenen Beamten. Der Termin der Übernahme [steht] zur 

Diskussion - ob und der Termin. 
Das 'Ob' hängt mit der Durchführung des Friedensvertrages zusammen und der 

Erwartung, daß die Nationalstaaten einen Teil der Beamten zurücknehmen müssen 
und einen Teil der Kosten übernehmen. 

Die Frage des Termins ist, ob sich die Sache nicht selbst regelt, weil immer mehr 
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Beamte zurückgehen und immer leichter genommen werden. Tschechien und 
Jugoslavien stehen vor Wahlen, vielleicht wird es nachher leichter sein. Vielleicht 
sollte die Sache aufgeschoben werden. 

Hanusch: Ich wäre sehr gegen eine Lösung heute. Die Wahlen in Böhmen lassen erwarten, 
daß mit dem Augenblick, wo die Deutschen in Prag ins Parlament kommen, sich in der 
Tschechoslovakei andere Aussichten für die vertriebenen Beamten ergeben werden. 
Die Tschechen werden den Deutschen Konzessionen machen müssen betreffend die 
Autonomie und es wird möglich sein, daß diese Beamten, die heute aus politischen 
Gründen nicht hinüber gehen können, dann dafür die Möglichkeit haben. Wir sollten 
warten, ob es nicht möglich sein wird, die Leute wieder in die Tschechoslovakei zu 
bringen. Gerade jene, welche sich politisch hervorgetan haben, sind oben im Interesse 
des Volkes notwendiger als hier. Wir können später immer noch [beschließen, daß] 
jener Schritt, der heute geschehen soll, getan wird. 

Paul: Bezüglich des Zeitpunktes führe ich an, daß es sich um eine starke Abwanderung nicht 
mehr handeln wird. Die Tschechen haben trotz der Wahlen eine große Geneigtheit, die 
Beamten zu übernehmen, wenn sie sich melden. Jene, welche sich nicht gemeldet 
haben oder die sich zwar gemeldet haben, aber durch ?Abordnung ihre Einberufungen 
hintertrieben haben, werden auch später nicht in Abfall kommen. 

Bezüglich der finanziellen Wirkung ist hinsichtlich jener, welche noch nicht die 
volle Dienstzeit haben, eigentlich durch die Übernahme eine Mehrbelastung oder 
sonstige Änderung nicht gegeben in der Bezahlung, weil sie Beihilfen beziehen und 
auch die erhöhten Bezüge aus [...] erhalten. 

Anders steht es bei jenen, welche zur Zeit der Verwendung ihre Dienstzeit 
vollstreckt hatten oder noch vollstrecken. Die werden bei uns heute noch 
fortgeschleppt, bekommen Beihilfen, werden - [während] ihre Kollegen schon 
pensioniert sind oder es werden. Hier wird eine Hinausschiebung eine Schädigung der 
Staatsfinanzen [bedeuten]. Es handelt sich nur um 25-30 Beamte. Wird über diese 
nicht entschieden, werden sie über 35 Jahre hinaus verwendet und bekommen die 
Aktivbezüge. Ob man die Frage teilen kann und hinsichtlich der Ausgedienten eine 
Entscheidung trifft, ist eine Frage der Überlegung. 

Wilfling: Es gibt unter den vertriebenen Beamten, deren Zahl von der Schutzstelle nicht 
richtig angegeben ist - es sollen etwa 1.600 Staatsangestellte sein - überwiegend 
Leute, welche tatsächlich in Verwendung genommen sind. Diese Leute wurden - [sind] 
im Laufe der Zeit, je nachdem sie gekommen sind und Bedarf war, in Verwendung 
gestellt worden. Es wurde ihnen bedeutet, daß sie daraus keine Ansprüche gegen 
Deutschösterreich erlangen, aber sie werden, weil sie dieselben Dienste leisten, 
genauso bezahlt und haben alle Bezugserhöhungen bekommen, auch das 
Besoldungsübergangsgesetz durch Zuschüsse zu der Beihilfe. 

Nun gibt es einige Hundert, welche nicht übernommen sind, die - in Verwendung 
genommen sind und sich darum auch nicht beworben haben. Diese genießen nur die 
Beihilfe im Ausmaß ihrer Bezüge vom Oktober '18. Nun soll sich die Richtlinie, das 
Gesetz, beziehen auf die vertriebenen Beamten unterschiedslos. Es wird nicht 
zwischen Verwendeten und Nicht-Verwendeten unterschieden. Infolgedessen wird sich, 
wenn die Nicht-Verwendeten übernommen werden, eine Belastung neu ergeben, 
insofern als im Gesetz § 1 sagt, daß diese Beamten hinsichtlich ihrer 
Rangsverhältnisse und der Bezüge so zu behandeln sind, als wenn sie schon am 31. 
Oktober übernommen gewesen wären. Sie bekämen also eine Nachzahlung auf den 31. 
Oktober '18 für eine Zeit, in welcher sie dem Staat nichts geleistet haben. Daraus wird 
sich eine Belastung ergeben, weil das Gesetz keinen Unterschied macht. 

Im übrigen entsteht eine finanzielle Belastung aus der Maßnahme der Übernahme, 
weil wir heute vom Rechtsstandpunkt aus gegenüber diesen Angestellten zu nichts 
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verpflichtet sind. Es entstünde die Verpflichtung, auch für ihren Ruhegenuß und die 
Hinterbliebenenversorgung aufzukommen. Die Beihilfe zahlen wir nur aus nationalen 
und [...] Gründen. 

Wir müssen aber denken, daß die Verhandlungen im Zusammenhang mit dem 
Friedensvertrag mit der Reparationskommission sollen es ermöglichen, einen Einfluß 
zu üben, daß die Beamten - Staaten sich ihrer Beamten erinnern und die Leute 
übernehmen. Die Südslawen sind geradezu brutal vorgegangen und haben auch den 
Pensionisten die Pensionen eingestellt, so daß wir sie von hier aus bezahlen müssen. 
Wenn wir - nun die Heraufgekommenen, die einen [...] hatten, von Österreich 
übernommen zu werden, besonders die BH-Beamten, glatt übernehmen, so ist der 
finanzielle Aufwand der, daß wir auf jeden Ersatz für die Dienstleistung im anderen 
Staat - verlustig gehen. Wir präjudizieren den Verhandlungen mit den 
Nationalstaaten. Das ist die Hauptsache der finanziellen Belastung. 

Reisch: Ich glaube nicht, daß der jetzige Zeitpunkt geeignet ist, ein Def[initivum] zu schaffen. 
Alles, was uns veranlaßt hat, ein Def[initivum] bis jetzt nicht zu schaffen, spricht für 
den Schwebezustand, weil bald Verhandlungen mit den Nationalstaaten bevorstehen 
und wir [ansonsten] dafür ein f.[ait] a.[ccompli] schaffen. 

Deutsch: Ich bin im Abbau begriffen und würde darin jede Festlegung als Hemmung 
empfinden. Von [m]einem Ressort wünsche ich keine Festlegung. 

Oberdorffer: Maßgebend für die Aufrollung der Angelegenheit ist das Drängen der 
Vertriebenen. Diese haben durch ihre(n) Verband/Verbände und ihre Schutzstelle und 
durch die Gewinnung des Gehörs bei Parlamentariern immer nachdrücklicher die 
Übernahme verlangt. Es sind schon sechs Interp[ellationen] eingelangt, welche eine 
def[initive] Regelung verlangen. Das Drängen und die Erregung der Leute über ihr 
Schicksal hat dazu geführt, daß im Inneren eine Enquete veranstaltet wurde, deren 
Ergebnis die heutigen Entwürfe sind. 

Das "Ob" der Übernahme beantwortet sich aus einer moralischen Verpflichtung 
des Staates, namentlich bei jenen Beamten, die für den Staat Österreich faktisch 
Dienst geleistet haben bei den Regierungsstellen in den verlorenen Gebieten in den 
Sudetenländern. Für sie hat der Kabinettsrat am 19. September endgültig entschieden. 
Auch [für Beamte] aus den südländischen Gebieten liegt eine Verpflichtung vor, denn 
diese Leute haben nach der Auffassung der Südstaaten eine deutsche Politik betrieben. 
Sie sind von einer Rückkehr ausgeschlossen, sie haben auch nicht die 
Anschlußmöglichkeit an eine kompakte Volksgemeinschaft. Die Versprengten mußten 
wohl oder übel hierher kommen und es wird die Frage ihrer Versorgung und 
Übernahme nicht gut zu verneinen sein. 

Das "Wenn" ist beeinflußt durch das Drängen der Leute. Ich glaube nicht, daß wir 
uns präjudizieren würden, denn für eine Rückübernahme kommt nur der tschechische 
Staat in Betracht. Die Südslawen werden deutsche Beamte nicht nehmen. Die Frage 
der Pensionszahlungen wäre Gegenstand der zwischenstaatlichen Verhandlungen. 

Wir haben auch auf die Schwierigkeiten Rücksicht genommen, welche sich auf die - 
aus den Verschiedenheiten in den Gründen des Übertrittes nach Österreich ergeben. 
Die Richtlinien sehen daher nur die Möglichkeit der Übernahme vor nach Maßgabe 
der Eignung und des Bedarfs. Es ist das fakultative Moment, welches den Standpunkt 
der Frage gegenüber erleichtert. 

Was die Rückübernahme anlangt, so ist zu bedenken, daß darüber schon 
Verhandlungen mit den Tschechen angeknüpft wurden. Nach der Überzeugung der 
Herren des auswärtigen Amtes hat sich ergeben, daß jetzt der beste Zeitpunkt für die 
Verhandlungen ist. Denn man ist sich einig, daß nach den Wahlen die Lösung noch 
schwieriger sein wird. Die gegenwärtige Regierung zeigt eine gewisse Konnivenz. 
Masaryk und Beneš haben sich geneigt erklärt, österreichische Beamte zu übernehmen 
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unter der besonderen Betonung, daß sie an eine Pauschalübernahme keineswegs 
denken. Sie werden immer sich eine Auswahl vorbehalten und die Sache so ähnlich 
machen wie bei den Offizieren. 

Das Los der vertriebenen Beamten ist verzweiflungsvoll, sie können nicht mehr 
warten. Es handelt sich nicht so sehr um die Besoldungsfrage, weil sie Leute die 
Bezüge für den Augenblick haben, es handelt sich um ihre rechtliche Stellung, die 
Frage des Heimatrechtes. Sie haben hier kein Heimatrecht und drüben eigentlich auch 
keines. [Sie] bekommen ihre Zinsen von den Wertpapieren nicht. 

Hanusch: Trotz der Argumente bin ich dagegen. Der Frieden ist nicht ratif[iziert] und wir 
wissen nicht, wie sich die Dinge darüber gestalten werden. Der Staat kann nicht die 
Lasten übernehmen. Wir müssen den Weg bestreiten - [beschreiten], daß wir uns nicht 
an die Nationalstaaten, sondern an die Reparationskommission wenden. 

Antrag: Die Schutzstelle soll [ein] Memorandum als Verhandlungsgrundlage 
ausarbeiten, Abschriften an die Nationalstaaten [gegeben werden] und dann auf dem 
Wege der Verhandlung die Sache in die Wege geleitet werden. [Ich] beantrage weiters 
die Abstellung von Tagesordnung. Die Schutzstelle hat [ein] Memorandum 
auszuarbeiten und vorzulegen. 

Miklas: Die Rechtsfrage kann heute nicht gelöst werden, aber [eine] provisorische Regelung 
wäre wünschenswert bezüglich jener, welche noch nicht in Verwendung genommen 
sind und die ihre Bezüge nach dem Ausmaß von Oktober haben. Es befinden sich 
darunter vertriebene Leute aus dem Süden, die Leute aus Pola, Triest, Görz, die 
deutschen Mittelschullehrer. Diese wurden einfach verjagt. Es - [Wir] konnten noch 
nicht alle übernehmen und diese haben nur die Bezüge vom Oktober. Sie sollten 
irgendwelche Zulagen bekommen ohne Präjudiz der Rechtsfrage. 

Ramek: Die Rechtsfrage kann heute nicht entschieden werden, um nicht zu präjudizieren. 
[Ich] schließe mich Hanusch an, [möchte aber] bezüglich der nicht in Verwendung 
Genommenen, welche bereits ausgedient hatten im Oktober, sprechen. Diese 
bekommen ihre Beihilfe im Ausmaß der Ruhegenüsse vom 31. Oktober '18 und die 
Richtlinien wollen diese Beihilfe in dieser Höhe unverändert lassen. Wenn man schon 
die moralische Pflicht zur Beihilfe anerkennt, muß es in jener Höhe gegeben werden, 
daß sie damit bestehen können. Sie mögen gleichgehalten werden den Pensionisten 
nach dem Kabinettsbeschluß vom 23. November '18. 

[Ich] beantrage, daß wir schon jetzt die Beihilfe entsprechend ergänzen auf das 
Maß der Zwangspensionisten nach dem Kabinettsbeschluß vom 23. November '18. Aus 
Südslavien sollen [es] aus Justiz, Finanzen und Post nur im ganzen neun solche 
Beamte sein. Es wäre ein Gebot der Menschlichkeit und der nationalen und sittlichen 
Pflicht. 

Paul: Im allgemeinen ist es eine Frage, die man nicht vom Geldstandpunkt, sondern vom 
Standpunkt des moralischen Zwanges beurteilen soll. Die Lage der Beamten ist 
schrecklich, weniger geldlicher [Natur], sondern wegen der Unsicherheit des 
Rechtszustandes. Solche Leute wissen nicht, was mit ihren Hinterbliebenen geschieht. 
Es sind zwei Extreme. Einige Beamte waren im Nationalstaat und haben dort gedient, 
es sind aber auch Beamte, welche kurz vor dem Umsturz aus Innerösterreich 
hingekommen sind und dann verjagt worden [sind]. Die haben die größte Zeit in 
Innerösterreich gedient. 

Die finanziellen Rückwirkungen können nicht so groß sein, da es sich nur um eine 
geringe Zahl handelt, denen wir moralisch verschuldet sind. Die Anregung der 
Erhöhung der Beihilfe auf den Betrag jener, welche nicht verwendet werden, ist eine 
Sache des Ressorts. Eine Verfügung seitens des Kabinettsrates ist unnötig. 

Bezüglich der Pensionisten liegt die Sache mit der Beihilfe anders. Der Pensionist, 
welcher '18 im Nationalstaat oder in Deutschösterreich pensioniert wurde, muß 
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gleichgestellt bleiben. Die österreichischen P[ensionisten] bekämen nichts und die 
Geflüchteten eine Beihilfe. Zu erwägen wäre, ob man ihnen nicht - [ihm] die 
Begünstigung des Begünstigungsgesetzes zuzuwenden, damit er nicht schlechter 
gestellt wird als der österreichische [...]. 

Aber was soll mit jenen geschehen, welche ausgedient haben oder - aber noch nicht 
P[ensionisten] sind? Nach den Richtlinien sollen sie nach dem Stand vom 31. Oktober 
18 behandelt werden. Das würde sie ungeheuer schädigen, was nicht recht wäre. 

Unabhängig von dem Antrag Hanusch sollte das Staatsamt für Inneres und 
Finanzen irgendeinen Antrag in einer der nächsten Sitzungen stellen, was mit den 
P[ensions]reifen zu geschehen hat. Denn es wäre eine Ungerechtigkeit, die 
österreichischen Beamten zu p[ensionieren] und den Geflüchteten nicht [zu] 
p[ensionieren]. Würde er die Bezüge nach dem 31. Oktober bekommen, so wäre das 
auch nicht angemessen. 

Renner: [Ich] resumiere: Der Kabinettsrat hat sich für den Vertagungsantrag Hanusch 
ausgesprochen mit dem Auftrag an die Schutzstelle, einvernehmlich mit den 
Staatsämtern ein Memorandum auszuarbeiten mit Zahlenangaben über die 
geflüchteten Beamten, gegliedert nach den Nationalstaaten und [dieses] der 
Reparationskommission zu unterbreiten mit Hinweis darauf, daß wir keine Leistung 
fortzahlen können, zu denen wir nicht verpflichtet sind. Die Reparationskommission 
möge auf die Nationalstaaten einwirken, die zu ihrem Gebiet gehörigen Beamten zu 
übernehmen und auf ihren P[ensions]fonds zu bezahlen. Das Memorandum wäre den 
Nationalstaaten und Italien mitzuteilen. 

[Zu] Miklas: [Was] die Beihilfe der Übernommenen - nicht in Verwendung 
Genommenen angeht, wäre [ich] einverstanden, aber [nur] wenn man sich die Sache 
anschaut. Es könnte sein, daß die Leute andere Anstellungen haben, dann müßte die 
Beihilfe gestrichen werden. [Bezüglich] jener, welche keine Verwend[ung] haben, 
muß man unterscheiden, ob eine Verwendungsmöglichkeit besteht oder nicht. Im 
Eisenbahndienst können sie verwendet werden, im Mittelschuldienst ist es nicht 
möglich. Bei diesen müßte man mit der Erhöhung der Beihilfe vorgehen. 

[Bezüglich] der P[ensions]reifen, welche weiter verwendet werden und nicht 
p[ensioniert] werden können, weil für sie keine [rechtliche] Grundlage besteht, wäre 
[es] zweckmäßig, wenn dem Antrag statt gegeben würde und für diese eine Grundlage 
geschaffen würde. - Staatsamt für Finanzen, ohne einen Antrag darüber vor[zu]legen. 

Wilfling: Der Grund, warum sie nicht p[ensioniert] wurden, liegt darin, kein Pr[äjudiz] zu 
schaffen für die Frage, wer die P[ension] bezahlen soll. Es wird ein Hoheitsakt 
ausgeübt, welches dem anderen Staat [gegenüber] den Angestellten als 
österreichischen Angestellten anerkennt. 

Renner: Es ginge so, daß man in der Form einer Beihilfe den Angehörigen, für den Fall des 
Todes etwas zusichert. Da es sich nur um wenige Personen handelt, wäre das Präjudiz 
nicht so gefährlich. Das Staatsamt für Finanzen soll einen Antrag stellen. Mit diesen 
Vorbehalten, daß innerhalb [...] nach der Verwendung der Leute getrachtet werden 
soll, die Verwendeten eine erhöhte Beihilfe bekommen und die Nicht-Verwendeten, die 
schon eine ?Beschäftigung bekommen haben, auch die Beihilfe verlieren, ist der 
Gegenstand vertagt bis der Schritt bei der Reparationskommission ein Ergebnis hatte. 

 
 
3. 
[Zugezogen]: Schüller, Mörth. 
Reisch: Zollaufschlag. Das Zollgesetz schreibt die Zahlung der Zollsätze in Gold vor. 

Nachdem sich die Zahlung in Gold im Krieg als unmöglich erwiesen hat, wurde 
gestattet, daß die Zölle in Noten gezahlt werden nach einem Schlüssel für das Agio 
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nach der Bestimmung des Staatsamtes für Finanzen. 
In dieser Beziehung ist ein Versäumnis unterlaufen, als die Zollsektion nicht 

entsprechend dem Steigen des Agios mit den Erhöhungen des Aufschlages 
vorgegangen ist. Wir sind hinter der Wirklichkeit stark zurückgeblieben. Dadurch 
entgehen uns viele Millionen jedes Monat. Ich wollte dementsprechend das enorm 
gestiegene Agio zur Einhebung bringen. Bei näherer Betrachtung habe ich [aber] 
gesehen, daß der Sprung ein außerordentlich gewaltiger sein müßte, da das Goldagio 
in die Tausende geht. Ich erlasse [daher] eine Vollzugsanweisung nur des Inhalts, daß 
wir fortan das 20-fache der Zollsätze einheben. Es bleibt das weiter hinter jenen 
Sätzen zurück, welche nach dem Zollgesetz in effektivem Gold zu zahlen wären. 

Ich habe den Gegenstand nur deshalb dem Kabinettsrat vorgelegt, weil ich 
beabsichtige, [die Sätze] in kurzen Zeiträumen der Wirklichkeit anzunähern und so 
bald mit weiteren Erhöhungen des Agios vorzugehen. Ich nehme an, daß im Hinblick 
auf diese Erhöhung sich vielleicht bei einzelnen Ressorts der Wunsch regen [wird], 
den einen oder anderen Artikel, welchen wir einführen müssen, von der starken 
Erhöhung auszunehmen, praeter legem, weil nach dem Gesetz alle Zölle in Gold zu 
entrichten sind und alle Bestimmungen eine Abänderung des Zollsatzes darstellen. Der 
Inhalt der Vollzugsanweisung liegt vor. § 1 verfügt einfach -. 

[Ich] stelle den Antrag, von diesen Ausführungen zustimmend Kenntnis zu nehmen. 
Ellenbogen: [Ich] habe gegen diese Form der schablonenhaften Erhöhung der Zölle die 

schwersten Bedenken vom Standpunkt des Staatsamtes für Handel. Wir müssen uns 
[für] alle diese wirtschaftlichen Fragen einen Plan zurecht legen. Auf der einen Seite 
will der Staatssekretär die Einkommensteuer anheben, aber die Voraussetzung dazu, 
die Ingangsetzung der Wirtschaft wird nicht geschaffen, sondern durch eine solche 
Vollzugsanweisung mit [einer] derartigen Erhöhung der Zollsätze gehemmt. Daß die 
Sache mit der formalen Begründung, daß das Zollgesetz Goldzahlung vorsieht, nicht 
zu machen ist, gibt der Staatssekretär selbst zu, indem er sich nicht getraut, von der 
Goldzahlung Gebrauch zu machen. Ich bemerke, daß in anderen Staaten, die ja 
ähnliche Bestimmungen haben, die Zollsätze keinesfalls diese Höhe erreicht haben. In 
Tschechien 350, in Deutschland 900 %, bei uns soll [eine] 1.900-fache Erhöhung 
vorgenommen werden. 

Der jetzige Zolltarif paßt für das Wirtschaftsgebiet überhaupt nicht mehr, er 
entspricht unserer Volkswirtschaft ganz und gar nicht mehr. Es müßte ein neuer 
Zolltarif aufgestellt werden. Daß wir aber überdies diesen für uns gar nicht passenden 
Zolltarif ganz ohne Einschränkung und Unterscheidung allgemein so anheben, das 
wird die ohnedies ganz unorganische Gestaltung der Volkswirtschaft vollständig 
deroutieren. 

Bei der Vergleichung der Warenpreise spielt der Zoll keine besondere Rolle, aber 
diese Erhöhung würde sich bei einzelnen Artikeln trotz des Unterschieds als Ziffer 
schon sehr bedenklich bemerkbar machen. So bei den Maschinen, dort kostet ein [...] 
14.009, jetzt würde er 36.000 Kronen ausmachen, das [ist das] 2½-[fache] des 
Warenpreises, ebenso ?Karbid, Oberlader. Wir erschweren durch solche 
Zollerhöhungen alle Neuanlagen. Es steht heute nicht so, daß der Ausländer von 
seinem Begehren aus Waren einführt, sondern der Käufer läuft der Ware nach. Die 
inländischen Unternehmen beziehen die Rohstoffe und Halbfabrikate mit solchen 
Kosten, daß selbst ein großes Unternehmen [nur] mit großen Schwierigkeiten die 
Kaufsumme aufbringt. Werden die Zollsätze so erhöht, so gehen die ?mittleren 
[?Metall-] Unternehmen überhaupt zugrunde. 

Nun wird weiter durch diese Zoll[zu]schlagserhöhung der ganze Charakter der 
Zollwirtschaft verändert. Früher war sie gedacht als Schutz der Inlandsproduktion, 
die Einnahmen waren Nebensache. Jetzt wird die finanzielle Wirkung der Zölle das 
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Primäre, es wird keine Rücksicht auf die Wirtschaft genommen, während er früher ein 
Schutz für die Wirtschaft sein sollte. Diese Verkehrung des Gesichtspunktes der 
Zollwirtschaft muß auch ins Gewicht fallen, wenn wir die Wirtschaft wieder aufrichten 
wollen. Der Staatssekretär hat [sich] einmal von der - [für die] Angleichung an die 
Weltmarktpreise ausgesprochen. In einzelnen Artikeln haben wir den Weltmarktpreis 
sogar schon überschritten. Englische Unternehmer haben erklärt, daß sie die Waren, 
welche sie bei uns gekauft haben, nicht mehr in England anbringen, weil sie so teuer 
sind, daß die englische Parität schon überschritten [ist]. [Mit] der formalen Erklärung 
mit der Goldparität können wir die Frage nicht behandeln. Wir müssen Rücksicht 
üben auf die Möglichkeiten unserer Wirtschaft. 

Ich bitte, daß dieser Antrag des Staatsamtes für Finanzen nicht zum Beschluß 
erhoben wird. Es ist notwendig, mit Rücksicht auf die wirtschaftliche ?Rückwirkung 
erst mit den betroffenen Kreisen zu sprechen. 1.900 % kann den Leuten nicht so ohne 
weiteres zugemutet werden ohne Befragung. Ich glaube, daß eine solche Befragung in 
14 Tagen erledigt sein [könnte] und bitte, daß die Sache solange aufgeschoben wird 
und das Staatsamt für Handel die Ermächtigung erhält, mit den Interessenten Fühlung 
zu nehmen, um dem Kabinett zu berichten. 

Deutsch: Das ganze Zollsystem ist völlig verändert durch unsere geänderte wirtschaftliche 
Situation. Das Zollsystem paßt nicht mehr zum Staat. Es war erträglich, weil der Zoll 
keine Rolle spielte. Bei der Erhöhung würde er eine Rolle bekommen. Wir gehen zu 
weit. Ich bin bereit, alle finanziellen Maßnahmen zu treffen, aber nicht ohne Rücksicht 
auf die Wirtschaft. Eine geringere Erhöhung wäre diskutabel, aber nicht die 
beabsichtigte. Ich glaube auch kaum, daß das Kabinett für eine solche Erhöhung die 
Verantwortung übernehmen könnte. Wenn das fiskalische Bedürfnis so stark ist, daß 
etwas geschehen muß, könnte man vorerst eine geringere Erhöhung vornehmen. Es 
müßte unser Zollsystem auch durch ein Ausfuhrzoll[system] ergänzt werden. Der 
Ausfuhrzoll würde mehr ergeben als die Erhöhung, man könnte da auch Gold oder 
fremde Valuta verlangen. Entweder das Staatsamt für Finanzen nimmt den Antrag 
Ellenbogens an oder [es] begnügt sich bis zur definitiven Regelung mit einem 
geringeren Satz. 

Schüller: Ich verstehe den Standpunkt des Staatsamtes für Finanzen, Einnahmen zu gewinnen. 
Ich glaube nur, daß der richtige Weg ist, zu differenzieren. Ich glaube, man könnte bei 
allen Luxusartikeln höher gehen als das Staatsamt für Finanzen, alles was nicht 
wirklich dringender Lebensbedarf ist. Die Tschechen haben für Luxusartikel [eine] 
Zollerhebung in Francs vorgesehen. Wenn ein weitgefaßter Kreis von Artikeln mit der 
vollen Parität [ge]troffen würde, könnte man einen Großteil der gewünschten Erträge 
erzielen und könnte die Lebensmittel und dringenden Bedarfsgegenstände ermäßigen. 
[Man sollte unterscheiden] Gegenstände nicht dringenden Bedarfs, gewöhnliche 
Artikel und besonders benötigte Artikel. 

Hanusch: Ich habe die beste Erfahrung gemacht, daß man - die Gesetzentwürfe den 
Interessenten vorzulegen. Es geht nicht, daß die Regierung die Sachen vom grünen 
Tisch macht. Solch weitgehende Vollzugsanweisungen müssen erst den interessierten 
Kreisen vorgelegt werden. Die Industrie wird dem nicht beistimmen, besonders da das 
Land auf die Einfuhr angewiesen ist. In einzelnen Artikeln kann man hoch gehen, aber 
es muß unterschieden werden, und geht nicht an, einfach schablonenhaft zu erhöhen. 
Hier werden die interessierten Kreise geeignete Vorschläge machen können. 

[Ich] beantrage [eine] Beratung von den interessierten Kreisen. 
Fink: [Ich] glaube auch, daß die Sache noch beraten und differenziert werden [soll]. 

Die Ausfuhrzölle sind nötig. Es geht viel Wein nach Mähren zu einem hohen Preis, 
46-48 Kronen, es wird Steuer gezahlt, der Wein wird teuer gezahlt, draußen zahlt man 
den Zoll und hat dort nach den Valutaverhältnissen ohne Kompensation noch einen 
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billigen Wein. Das muß ausgeglichen werden. 
In Tirol ist ein Hauptmoment der Anschluß[bewegung] an Deutschland darin 

gelegen, daß das Land als Grenz[land] von allen Seiten ausverkauft wird von allen 
Grenzländern. Das muß durch Zölle verhindert werden. 

Reisch: Die Voraussetzungen treffen nicht zu. Wir haben ein Zollgesetz, welches Goldzahlung 
vorschreibt. Die Zollsätze sind Verhältnissätze der Preise. Die Warenpreise sind so 
gestiegen, daß die Zollprozente viel geringer sind als [sie] im Gesetz beabsichtigt 
waren. Es ist nur ein [...] des Staatsamtes für Finanzen, daß nicht gleichzeitig mit den 
Steigerungen des Agios auch die Festsetzung des [...] verfügt wurde. 500 % waren 
zuletzt. 

Es ist nicht zulässig, ohne Änderung des Gesetzes [eine] Differenzierung in den 
Zöllen vorzunehmen. Wenn ein neues Zollgesetz als nötig erachtet wird, kann die 
Ausarbeitung beantragt werden. Aber solange das alte Zollgesetz besteht, sind wir 
berechtigt und verpflichtet, den Goldsatz anzuwenden. Es ist keine schablonenhafte 
Erhöhung beabsichtigt, sondern nur eine Annäherung an das Verhältnis des Friedens 
zwischen Preisen und Zöllen. 

Eine Befragung der interessierten Kreise hat bei dieser Sachlage keine innere 
Berechtigung. Es handelt sich nicht um ein neues Gesetz, sondern nur um die 
Durchführung des Gesetzes. Wenn ich nicht das volle Agio einhebe, so geschieht das 
nur [deshalb] nicht, um keinen zu großen Sprung machen zu müssen. Ich muß 
[trachten, daß] das Versäumte schrittweise eingeholt wird. Eine Befragung der 
Interessenten könnte nur in der Richtung stattfinden, ob ein neues Zollgesetz 
geschaffen werden soll. Dazu sind aber die Verhältnisse noch zuwenig konsolidiert. 
Eine wichtige Änderung ist dadurch verfügt worden, daß die Lebensmittel von den 
Zöllen ganz ausgenommen wurden. Im übrigen ist eine Änderung nicht eingetreten in 
der wirtschaftlichen Konstruktion, welche eine Änderung nötig machen würde. 

[Gegen] Ausfuhrzölle habe [ich] Bedenken. Das System von Ausfuhrzöllen ist 
nirgends in Übung, weil jeder Staat Umlagezölle erheben würde. Wenn wir heute, die 
wir importieren müssen, mit Ausfuhrzöllen beginnen, würden alle Staaten auf Artikel, 
die wir brauchen - auch Ausfuhrzölle einheben würden. Ausfuhrzölle würden auch 
wenig nützen. Wir können nicht nach den Tiroler Verhältnissen Ausfuhrzölle schaffen 
und warum das ein[en] Grund für den Anschluß an Deutschland bilden soll, verstehe 
ich nicht. Dann würde die Zollinie wegfallen und das Land noch leichter ausverkauft 
werden. Die Verkäufer verstehen es nur nicht, si[ch] den Preisverhältnissen 
anzupassen. 

Renner: Reisch hat ?legistisch recht. Es ist ein Gesetz und die Anpassung hätte sich zu 
vollziehen. Aber ebenso wahr ist, daß diese Anpassung nicht schrittweise vollzogen 
wurde, und das plötzliche Anziehen volkswirtschaftlich sehr bedenkliche Folgen haben 
könnte. Das Ergebnis wäre auch finanziell besser, wenn der Staatssekretär die 
Interessenten beruft, sich mit ihnen bespricht: Wir gehen zur Goldzahlung zurück, ich 
bitte zu sagen, wo sind Ausnahmen nötig. Dabei kann vielleicht ein höherer 
Durchschnitt als 20 % erreicht werden. 

Ich bitte, daß Reisch zusammen mit dem Staatsamt für Handel und [dem Staatsamt 
für] Landwirtschaft die Frage bespricht mit einigen Interessentenkreisen. Das 
Staatsamt für Äußeres möge beigezogen werden. 

Reisch: Ich hatte diesen Vorgang für die weitere Erhöhung in Aussicht genommen. Aber ich 
fürchte, daß über den Verhandlungen Monate vergehen und wir den Einnahmenausfall 
haben. Die Zölle sind jetzt eine Einnahmsquelle geworden, welche immerhin eine 
Rolle spielt. Es geht mehr ein als früher. Meine Absicht ist, eine Anpassung an das 
Goldagio anzubahnen und dann weitere Verhandlungen zu führen. 

Renner: Das Staatsamt für Finanzen ist ermächtigt, am 1. oder längstens 15. April die 
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Anpassung des Zolles an die gegenwärtigen Kursstände vorzunehmen. Zugleich [ist 
es] ermächtigt, mit den Interessenten zu sprechen im Einvernehmen mit [den 
Staatsämtern für] Handel, Äußeres und Landwirtschaft zu verhandeln, um in einzelnen 
Ansätzen hinter diesem Maß zurück zu bleiben. 

Fink: Vielleicht geht es besser, wenn man vor den Verhandlungen bloß [das] 10- oder 15-
fache macht und über das weitere verhandelt. 

Renner: Wenn man auf 10 % geht, hat man dieselben Schwierigkeiten als wenn man auf 20 % 
geht. Wenn man sich auf den Standpunkt des Gesetzes stellt und auf das 40-fache 
erhöht, so ist es so klüger. Wir haben das Interesse, den Import von Maschinen zu 
fördern und ich möchte nicht, daß wir darin in einem Punkt gehemmt werden. Die 
Vollzugsanweisung könnte aufgrund des wirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes 
erlassen werden. 

 
 
5. 
[Renner]: Unterbringung des Telegraphen-Korrespondenz-Büros. Das Korrespondenzbüro 

wünscht [eine Unterbringung] im Ministerium für Landesverteidigung, das bestimmt 
war für die Landwirtestelle und die Invalidenentschädigungskommission. Anstelle der 
Bauabteilungen soll das Korrespondenzbüro kommen. Es soll hineinkommen zwischen 
zwei Bauabteilungen. 

Hanusch: Die Frage ist nur die, ob die Invalidenentschädigungskommission die Möglichkeit 
behält zur Erweiterung. 

Renner: Für die Bauabteilung muß das Korrespondenzbüro hineinkommen und die beiden 
Bauabteilungen müssen anderwärtig untergebracht werden. Das Bauamt wird ersucht, 
Vorsorge zu treffen. 

 
 
6. 
Renner: [Bei der] Pensionsversicherungsanstalt ist die Entscheidung wegen dem Proporz 

offen geblieben. Von einer Seite [wurde] der Antrag [gestellt], daß bei den Wahlen der 
Proporz eingeführt wird, von der anderen Seite, daß man zustimmen würde - daß man 
zustimmen würde, wenn es allgemein durchgeführt wird, nicht nur dort, wo es Arbeiter 
und Angestellte betrifft. Es ist kein grundsätzlicher Gegensatz, er müßte allgemein 
gemacht werden. Bei einem Gesetz müßte angefangen werden und es wäre 
zweckmäßig mit der Koalition zu verhandeln. 

Hanusch: Es handelt sich bloß um eine Novellierung, welche die unmittelbaren Renten 
erhöhen soll. Von der Wahlordnung ist im Novelle[nentwurf] keine Rede. Es ist 
seinerzeit in den K[oalitions]verhandlungen bei der Aufstellung des 
Regierungsprogrammes hineingekommen, daß Versicherungsinstitute und 
Genossenschaften nach dem Proporz eingerichtet werden sollen. Man kann nicht 
anfangen bei dem einem oder anderen, es muß über den ganzen Komplex eine 
Beratung stattfinden, in welcher Form es durchzuführen ist. Man würde aber die 
Pensionsversicherung mit den unzulänglichen Renten sehr schädigen, wenn die Sache 
verschleppt würde. Wir können darüber beraten, aber ungeachtet dessen kann man 
das Gesetz einbringen und im Ausschuß können sich die Parteien darum bemühen. 
Wahlen haben erst stattgefunden und die Frage ist nicht aktuell. 

Fink: Wir müssen schon hier den Beschluß fassen können, daß der Proporz angewendet wird. 
Wir wollten schon die Anregung geben, darüber die K.[oalition] zu befragen. Wir 
müssen verlangen, daß vor der Einbringung der Proporz in Aussicht genommen wird. 

Renner: Wenn in der K[oalition] verhandelt werden soll, muß es geschehen. 
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7. 
Stöckler: Der Bezug von Kunstdünger, Ph.[osphat], aus dem Ausland [ist] sehr schwierig 

wegen der Valutafrage. Die Notwendigkeit ist klar zu Tage liegend. Es muß vorgesorgt 
werden, daß wir für den Herbst jetzt vorsorgen. Die Landwirtestelle will ein 
Direktionsmitglied nach Paris schicken, Flürscheim, zur Ausnützung der Verbindung, 
welche Reisch angeknüpft hat. Wegen Mitteln haben schon Beratungen mit dem 
Staatsamt für Finanzen stattgefunden und [dem Staatsamt für] Volksernährung und es 
wurde dort soweit durchbesprochen, daß 5 M[illionen] Fr.[ancs] zum Einkauf zur 
Verfügung gestellt werden können. 

Wir müssen aufmerksam machen, daß wir den Kunstdünger billig abgeben müssen. 
Er würde kosten 1[.000]-1.200 Kronen pro q [Zentner]. Früher war er zum 
Getreidepreis wie 1:3. Der Getreidepreis ist noch nicht festgesetzt, das Verhältnis muß 
beibehalten werden. Der Staat wird einen Teil des Aufwandes tragen müssen. Bei 
rationeller Anwendung von Kunstdünger kann pro Hektar 1-1,5 Zentner Getreide 
mehr erzeugt werden. Auf den Wiesen und Weiden können wir keinen Dünger 
verwenden, sondern für Getreide, Zuckerrüben und Hanf. Für diese Gebiete kommt er 
in erster Linie in Betracht. 

[Ich] mache [davon] Mitteilung und ersuche um grundsätzliche Zustimmung zu 
dieser Aktion. Es ist dringend, um den Kunstdünger für den Herbst sicherzustellen. 
Etwas bekommen wir aus unseren Hallen in der Steiermark. Es kann im Mai mit der 
Lieferung begonnen werden, 2.000 Waggons. Frankreich ist bereit, uns zu helfen. 

Reisch: Wir haben grundsätzlich zugestimmt, daß der Valutaeingang für einen Aktenverkauf 
für Kunstdünger verwendet wird. Ich glaube, daß nachdem es darüber für den 
Frühjahrsanbau zu spät kommt, es möglich sein dürfte, von einem Ankauf des teuren 
Superphosphats abzusehen und sich auf Phos[phat]-Ankäufe zu beschränken und diese 
in Österreich verarbeiten zu lassen. Dadurch wären große Ersparnisse möglich an 
Arbeitslöhnen und die Beschäftigungsmöglichkeit einer besonderen Fabrik. 

[Ich] bitte, daß die Vorarbeiten wegen Errichtung dieser Fabrik beschleunigt 
werden und [man] den Delegierten beauftragt, nicht Superphosphat, sondern 
Rohph[osphate] zu kaufen. 

Das zweite, worüber der Kabinettsrat entscheiden muß, müßte sein, daß wenn der 
Staat den Kunstdünger der Landwirtschaft zu einem billigen Preis abgibt, doch auch 
dafür vorgesorgt werden muß, daß der Staat aus den großen Möglichkeiten Vorteil 
zieht [indem] die Abgabe des Kunstdüngers an die Bedingung der Mehrablieferung 
von Getreide gebunden wird. Alle jene Landwirte [wären] besonders zu 
berücksichtigen, welche [eine] Verpflichtung [...] übernehmen. Für den Zentner 
Dünger muß ein Mehrertrag für den Inlandskonsum abgeliefert werden müssen. 

Loewenfeld-Ruß: Der größte Vorteil des Imports liegt in einer höheren Getreidep[roduktion]. 
Die Frage ist, ob wir sie in die Hand bekommen. Nach den Besprechungen glauben 
wir, daß nachdem der Kunstdünger hauptsächlich durch die landwirtschaftlichen 
Genossenschaften [ab]gegeben wird, und diesen auch die Getreideaufbringung 
überlassen sein wird - wird der ?Konnex ja eintreten. Ebenso wie bei der Abgabe von 
Bedarfsartikeln kann es bei Kunstdünger sein. Auch die Frage des Preises wird mit 
hineinspielen und nach der Art der Ablieferung wird der Kunstdünger verbilligt. 

Es sind notwendig 10 M[illionen] französische Francs, die Hälfte ?bald, die andere 
Hälfte wird später fällig werden, wo wir den Lebensmittelkredit haben oder es wird 
möglich sein, den Rest auf Kredit zu bekommen bei den neutralen Staaten im Anschluß 
an den amerikanischen Kredit. Das müßte dem Vertreter mitgegeben werden. 

Reisch: Es würde sich empfehlen, wenn die Verhandlung mit der Rücklieferung von Getreide 
und [über den] Preis baldmöglichst angesetzt würde. 
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Stöckler: Wir trachten, eine Fabrik zu bekommen und Phosphormehl zu erzeugen. Wenn sich 
Hindernisse in den Weg stellen, müssen wir einen Teil Phosphormehl beziehen. 

Die Frage der Mehrablieferung läßt sich leicht bewerkstelligen. Man hört überall 
den Ruf, man will mehr liefern, wenn man Kunstdünger bekommt. Es wird diesem 
Wunsch gewiß Rechnung getragen werden, die Landwirte werden sicher gern auf eine 
bestimmte Ablieferungsquote eingehen. 

Renner: Gen.[hmigt]. 
 
 
8. 
Reisch: Einen Gegenstand in Zusammenhang mit dem parlamentarischen Kalendarium. Der 

Ausschuß hat [das] B.[udget] erledigt. Darin wird ein Restkredit von 1,6 M[illiarden] 
zugesprochen werden, der durch Kreditoperation bedeckt werden kann. Das fertige 
Budget wir bis nach Ostern dauern, vor Ende April ist mit dem Zustandekommen des 
Finanzgesetzes nicht zu rechnen. Solange kann ich nicht warten. Ich habe noch 660 
M[illionen] in den Kassen und auf 750 M[illionen] [eine] Kreditermächtigung. Ich 
brauche aber monatlich mindestens eine Mill[iarde], bei den Beamtengehältern und 
der Einlösung der Kriegsanleihe noch mehr. Ich muß [mich] daher vorsichtigerweise 
vergewissern, daß ich notfalls schon im Laufe April über einen neuen Kredit verfüge 
und möchte daher morgen eine Kreditermächtigungsvorlage einbringen, welche den 
laut B[udget] in Aussicht stehenden Kredit von 1,6 M[illiarden] schon jetzt zur 
Verfügung stellt. 

[Ich] erbitte die Zustimmung zur Einbringung der Vorlage nach dem Muster der 
bisherigen Kreditermächtigungsgesetze. [Ich] bitte, [beim] Präsidium der 
Nationalversammlung dahin zu wirken, daß es noch vor den Ostern verabschiedet 
wird. Durch die Ausschußberatungen über das Finanzgesetz ist die Summe von 1,6 
Milliarden bereits außer Zweifel gestellt. Der Generalberichterstatter hat schon 
festgestellt, daß mit den Ansätzen des Budgets nicht das Auslangen wird gefunden 
werden können wegen der neu hinaus - [hinzu] getretenen Auslagen und daher auch 
der dort ermittelte Kredit nicht ausreicht. 

 
 
9. 
Tandler: Blinde und taubstumme Kinder. 
Glöckel: Die Vollzugsanweisung wird ohne Einvernehmen mit dem Staatsamt für Unterricht 

vorgelegt. [Ich] möchte [einen] Aufschub, damit Gelegenheit gewesen wäre, die 
Kompetenzabgrenzung im Kreise des Kabinettsrates zu fällen. Wenn schon der 
Wunsch der Sozialfürsorge so dringend ist, schon jetzt eine Änderung herbeizuführen, 
bitte ich in § 1 das Wort "rechtlich" zu streichen, weil ich nicht verstehe, was darunter 
gemeint ist. 

Tandler: [Ich] habe nichts gegen die Streichung des 'rechtlich', aber ich bemerke, daß diese 
Erpressung ihre Geschichte hat, weil das Staatsamt für Unterricht auf wiederholte 
Anfragen keine Antwort gab. An einzelnen Schulen sind offene Stellen, wir wollen sie 
besetzen. Wir können das nicht, weil das Volksgesundheitsamt nicht Lehrer bestellen 
kann. Es muß also das Staatsamt für Unterricht vor eine vollendete Tatsache gestellt 
werden. 

Renner: Es ist selbstverständlich, daß ein Fachressort, das sich mit 
Unterrichtsangelegenheiten nicht befaßt, Lehrer nicht bestellen kann. Aber es fragt 
sich, haben wir denn die rechtliche Kompetenz, das im Wege einer Vollzugsanweisung 
zu machen? Es muß vor den Hauptausschuß kommen. Das muß in den Wortlaut 
aufgenommen werden. 
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Seitz: Er hat sich dagegen ausgesprochen, daß die Zustimmung eingeholt wird, aus 
politischen Gründen. 

Reisch: [Ich] beantrage die Streichung [von] 'sozial', weil ich nicht einsehe, welche sozialen 
Fragen für Schulen in Frage kommen, welche eine besondere Zuständigkeit des 
Staatsamtes für soziale Verwaltung begründen könnten. Es gibt keine Frage, welche 
von solcher Bedeutung wäre, daß sie eine eigene Kompetenz des Staatsamtes für 
soziale Verwaltung [begründen könnte]. 

Seitz: Das Staats[amt] für soziale Verwaltung ist berufen, in allen Belangen der staatlichen 
Verwaltung, wo es sich um soziale und gesundheitliche Fragen handelt, mitzuwirken. 
Aber wenn man eine Kompetenzfestsetzung macht, so macht [man] sie nur unter dieser 
allgemeinen Voraussetzung. Die Mitwirkung der übrigen Staatsämter ergibt sich von 
selbst. Was sozial ist, läßt sich hier von den Unterrichtsfragen nicht trennen. 

Renner: Es wird sich empfehlen, das ganze [ab] 'vorbehaltlich' zu streichen. 
Miklas: Ich trage Bedenken, das Wort 'gesundheitlich' zu streichen. Bei 'rechtlich' und 'sozial' 

handelt es sich um die allgemeinen Kompetenzen, aber bezüglich des 'gesundheitlich' 
liegt bei Anstalten für nicht vollsinnige Kinder bezüglich des Volksgesundheitsamtes 
ein besonderes Verhältnis vor. 

 
 
10. 
Stöckler: Jagdgesetz. 
Deutsch: In der Begründung werden Bedenken erhoben bezüglich § 1, Absatz 4. Wenn auch 

ausgeführt wird, daß verfassungsrechtlich keine Einwendung erhoben werden kann, 
[heißt es, daß] sachlich der Zustand bedenklich ist. Auch im Tiroler Landtag ist 
darüber gesprochen worden, weil diese Bestimmung einer Gemeinde, Brandenberg, 
[eine Begünstigung] bringt. Wenn auch nicht verfassungsrechtlich, [so] sollen wir 
[doch dagegen] Stellung nehmen. Die Stellungnahme des Staatsamtes für 
Landwirtschaft dürfte nicht mit dem notwendigen Nachdruck geschehen. Man sollte 
Einwendung erheben gegen diese Bestimmung aus staatsfinanziellen Gründen. 

Mayr: An dieser Frage sollte man nicht allzu sehr rühren. Die Gemeinde Brandenberg hat 
über 500 Jahre das Jagdrecht ganz allein. Die Leute sind sehr erpicht darauf und es 
würde zu unangenehmen Verhältnissen kommen, wenn gegenüber dem 
Gesetzesbeschluß [die Aufhebung des Rechtes] verlangt würde. Die Gemeinde ist sehr 
arm und zahlt ihre Umlagen. 

Stöckler: Brandenberg ist eine ganz arme Gemeinde von Holzknechten und zieht aus dem 
Jagdrecht Einnahmen. Jagdrecht, welches nach[weis]bar nicht entgeltlich erworben 
wurde, so - und das läßt sich nicht nachweisen, so müssen sie das Recht unentgeltlich 
hergeben. Wenn sie die Einnahmen nicht haben, hätten sie mehrere Tausend Prozent 
Umlagen. Sie üben das Jagdrecht selbst aus. Dem Prinzip ist Rechnung getragen 
insofern, als es sich um eine arme Gemeinde handelt. Wir werden die Vorstellung 
erheben, aber nützen wird es nichts. 

 
 
11. 
Stöckler: Stierkörnungsgesetz. 
 
 
12. 
Hanusch: Unfallsrenten. [Es wurde] beraten mit den Interessenten. 
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13. 
Hanusch: Bruderladen, beraten mit den Interessenten. 
 
 
14. 
Paul: Bauprogramm. 

Selbstverständlich kann nicht das ganze Staatsbahn[netz] el[ektrifiziert] werden. 
Es war eine Auswahl nötig - der zuerst vorzunehmenden Strecken nötig. Sie hat 
stattgefunden nach dem Grundsatz, jene Strecken zu el[ektrifizieren], welche [einen] 
starken Kohlenverbrauch haben und von der Kohlenproduktionsstätten am weitesten 
entfernt liegen. Das sind die westlichen Strecken. Dazu hat sich zufällig ergeben, daß 
auch der Westen des Staates jener Teil ist, der am ehesten in Bezug auf die 
Wasserkraft in Betracht kommt. In Tirol und Vorarlberg sind die Verhandlungen am 
weitesten, dann in Kärnten und Salzburg. Ganz zurück sind wir in der Steiermark und 
wenig Fortschritte sind in Niederösterreich. 

Es ist vorteilhaft daher die Strecke Innsbruck - Landeck - Bludenz, dann Bludenz - 
Feldkirch - Bregenz zu el.[ektrifizieren] und in - [dann] die Strecke Salzburg - 
Schwarzach-St.Veit aufzunehmen und dann war die Wahl Schwarzach-St.Veit - Wörgl 
oder [Schwarzach-St.Veit] - Villach. Der Verkehr ist auf beiden Linien so, daß sich in 
Schwarzach die Fracht teilt in die Hälfte. Die Strecke Villach ist eingleisig, hat also 
den doppelten Verkehr zu bewältigen, die zweigleisige ist auch teurer zu 
el[ektrifizieren]. Es sollen beide Strecken genommen werden und es wird ein 
Programm aufgestellt: Salzburg - Schwarzach und einerseits die Tauernbahn und 
nach dem Westen bis Wörgl. Wörgl - Innsbruck ist [eine] Südbahn-Strecke. Auch die 
Frage des Wasserkraftwerkes ist dort noch nicht geklärt. 

Die Wasserwerkfrage ist in der Weise geregelt: Das Werk für die El.[ektrifizierung] 
des Arlbergs am Spulersee ist bereits in Angriff genommen und wird den Strom liefern 
für die Strecke des Arlbergs. Die Talstrecke [von] Innsbruck bis [zum] Arlberg wird 
gespeist durch den Ausbau des Ruetzwerkes, mit welchem auch die Mittenwaldbahn an 
uns übergeht. Salzburg - Schwarzach [wird gespeist durch das Kraftwerk] Stubachtal, 
teuer wenn durch Mallnitz-Werk. Es erscheint [aber] auch nötig, das Mallnitz-Werk 
gleichzeitig in Angriff zu nehmen, um keine Konkurrenz zwischen Salzburg und 
Kärnten zu erzeugen und schon darum ist es nötig, die Tauernbahn mit einzubeziehen. 

Das Programm ist auf sieben Jahre berechnet nach den Baufortschritten der 
Schweiz, jährlich 120 Kilometer. Das Wewa hat darauf gedrungen, den Baufortschritt 
zu beschleunigen und es ist auf das technisch zulässige Maß von 5 Jahren 
?eingeschwört. Innerhalb dieser Zeit sind gewisse Abschnitte: Zuerst würde der 
Arlberg fertig werden bis Ende '21, wenn die Mittel bereitgestellt [werden] - nur mit 
einigen Ausführungen, die in [das Jahr] '22 reichen würden. Das Spulerwerk müßte 
bis '21 fertig sein und das Ruetz[werk] fertig ausgestaltet sein müssen. Die Strecken 
Salzburg - Schwarzach und Schwarzach - Wörgl und die Tauernbahn würden dann 
den weiteren Zeitraum bis Ende '22/'23 dauern. 

In der Tabelle sind die Kosten entwickelt, welche das fünfjährige Bauprogramm 
erfordert. Bewilligt wurden 60 M[illionen] und angesprochen weitere 35 45 
M[illionen], die nur mit 35 [Millionen] bewilligt wurden. Es wird auch damit 
vorläufig das Auslangen gefunden werden können. Für '20/21 würden vorgesehen 
werden müssen 149 [849] M[illionen], 125 für die Wasserwerke, [für] 
Streckenausrüstung 230 M[illionen] und [für] Betriebsmittelanschaffung 494 
M[illionen]. Dann [in den folgenden Jahren] 860, 850, 721 M[illionen]. Diese 
Summen sind bedeutend, weil wir mit dem 80- [bis] 100-fachen des Friedenspreises 
rechnen müssen. Eine Lokomotive kostet 15 M[illionen] und das ist noch ein 
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?freibleibender Betrag. Es ist aber noch immer billig im Vergleich zur Schweiz, die für 
eine Lokomotive 1,5 Mill[ionen] Fr.[anken] berechnet. Auf den Friedenszustand 
zurückgerechnet würden die 3,5 Milliarden nicht groß sein, etwa ein Hundertstel. 

Die wichtige Frage, welche heute zu entscheiden ist und nicht mit dem Staatsamt 
für Finanzen bereinigt wurde, ist die Art, auf welche [für] die Kosten vorzusorgen ist. 
Ob sie in die Staatsvoranschlag einzusetzen sind oder ob ein Investitionsgesetz zu 
verfassen ist, welches für die ganze Bauperiode vorsorgt. Die Vorteile des 
Investitionsgesetzes liegen darin, daß der ganze Betrag bewilligt wird, auf die 
einzelnen Bauperioden aufgeteilt wird, und die Nationalversammlung den Überblick 
über die Baufortschritte behält. 

Nachteilig ist, daß man nicht sagen kann, was sich in den fünf Jahren ereignet und 
wir hoffen, daß wir ausländisches Kapital für den Bau bekommen und sich dadurch 
die Bausumme günstiger gestaltet, wenn mit ausländischer Valuta gerechnet werden 
kann. Es stehen heute weder die Summen fest, welche für den Bau nötig sind, noch 
steht fest, mit welchem Geld wir es bauen werden. Außerdem sind einige technische 
Fragen nicht bereinigt, in allen Ländern werden El[ektrifizierungen] vorgenommen 
werden, überall sind Streitigkeiten über einzelne Grundsätze der El[ektrifizierung] 
und es ist nicht unwahrscheinlich, daß die Beratungen eines Investitionsgesetzes in der 
Nationalversammlung zu [einer] großen Weitläufigkeit führen, welche das rechtzeitige 
Zustandekommen verhindert. 

Diese Nachteile könnten vermieden werden, wenn wir kein Investitionsgesetz 
machen. Auf der anderen Seite muß sich die Nationalversammlung darüber klar 
werden, ob sie mit der Bewilligung der ersten Baurate eine Bewilligung erteilt, welche 
ihre Fortsetzung in weiteren [...] finden muß. Das könnte bei der Beratung des 
Staatsvoranschlages nicht verschwiegen werden. 

Das Staatsamt für Finanzen steht auf dem Standpunkt, daß ein Investitionsgesetz 
richtiger wäre und diese Frage müßte zunächst geklärt werden; dann aber [auch] die 
Frage, ob wir bei unseren Geldverhältnissen an eine solche Anforderung überhaupt 
schreiten können. Von meinem Ressort muß ich sagen, daß man eine schon begonnene 
Summe und auf - die schon 100 Millionen gekostet hat - [diese nicht] liegen gelassen 
werden könnte. Die Sache liegen zu lassen, wäre unverantwortlich. Andererseits sind 
die Einwendungen des Staatsamtes für Finanzen richtig, wenn es sagt, es weiß nicht, 
wie es die 850 M[illionen] beschaffen soll. 

Reisch: Ich erkenne die Notwendigkeit der El[ektrifizierung] an, da ich ein Anhänger des 
El[ektrifizierungs]programmes bin und direkt glaube, daß im Ausbau der 
Wasserkräfte das einzige Heil liegt. Ich kann mich der angeregten Aktion nicht 
widersetzen. 

Andererseits muß ich erkennen, daß ich nicht weiß, woher wir das Geld für die 
Investitionen nehmen sollen. Wir können es nicht durch Notendruck aufbringen. Es ist 
zweifellos, daß wir es nur durch eine fundierte Anleihe aufbringen können und ob das 
im Inland möglich ist, ist zweifelhaft und wir werden darauf gewiesen sein, es im 
Ausland zu [ver]suchen. Im Laufe der Zeit wird man es dort finden können, so daß wir 
nicht durch [einen] vorzeitigen Beginn der Arbeiten der Sache zu weit [zu] 
präjudizieren haben. 

Diese Gründe scheinen mir auch dafür zu sprechen, daß wir die Auslagen nicht in 
das Budget einstellen, sondern durch ein Investitionsgesetz sicher stellen. Dieser 
Vorgang erscheint mir erstens staatsrechtlich richtiger, weil [wir] von vornherein die 
Ermächtigung bekommen, solche Beträge für die El[ektrifizierung] und die 
Wasserbauten auszugeben, während wir wenn es ratenweise eingestellt wird, 
gewissermaßen heimlich die Nationalversammlung in die Notwendigkeit versetzen, 
den weiteren Aufwendungen zuzustimmen, ohne daß sie sich am Beginn des 
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Zusammenhangs bewußt war. Es erscheint richtiger, im Motivenbericht ein 
Gesamtbild des Vorganges zu entwerfen und jedem klar zu machen, daß die Arbeiten 
3,5 Milliarden kosten wird. Es ist auch finanzpolitisch richtiger und empfiehlt sich 
auch vom Standpunkt der Schönheit des Budgets. Endlich wird es auch eine 
Kreditaktion wesentlich erleichtern, wenn der Kreditgeber aufgrund des 
Investitionsprogrammes sieht, daß es sich um eine einheitliche großzügige Aktion 
handelt. Diesen Überblick hat er nicht bei Jahresraten im Budget. Die mit der 
Durchführung der Arbeiten betrauten Organe werden sich leichter bewegen, wenn sie 
nur die Aufteilung auf die einzelnen Jahre vorzunehmen [haben], statt mit einem 
Jahresbetrag zu wirtschaften. 

Ich hielte ein Investitionsgesetz [für] richtiger, in welchem der 
Nationalversammlung der ganze Plan unterbreitet und die Ermächtigung eingeholt 
wird, im Wege einer Kreditaktion das Bauerfordernis aufzubringen und den 
Zinsendienst in das Budget einzustellen. 

Ellenbogen: Die Frage, daß gebaut werden muß, steht außer Frage. Wir beheben durch die 
El[ektrifizierung] folgende Übelstände: Wenn wir heute auch die Kohle bekommen, so 
werden wir zwar ungeheure Summen zahlen, aber wir werden dabei immer alle Leute 
verhindern müssen, zu fahren und zu verfrachten. Wir können einfach den Verkehr 
nicht aufrecht erhalten und nicht die Einnahmen erzielen, welche erzielt werden 
könnten. Bei El[ektrifizierung] könnten wir den Verkehr einrichten in der vollen Höhe 
und dadurch auch die Einnahmsquelle weise ausnützen. Am deutlichsten ist das 
Beispiel der Südbahn, [bei] der 133 M[illionen] Bauaufwand einfach brach liegen. 

Zur Frage, welchen Weg man gehen soll bezüglich des Erfordernisses bemerke ich, 
daß ich die Entscheidung dem Staatsamt für Finanzen überlassen würde. Gewiß ist der 
richtigere und parlamentarisch übersichtliche[re] Weg ein Investitionsgesetz. 
Dagegen muß [aber] bemerkt werden, daß für die Frage der El[ektrifizierung] die 
Frage der Schnelligkeit von entscheidender Bedeutung ist. Wir müssen uns 
unabhängig machen von den Vorgängen im Ausland. Dafür ist entscheidend, auf 
welchem Weg wir am kürzesten zum Erfolg gelangen. Das Baujahr beginnt im Mai. 
Wenn bis dahin nicht die Entscheidung gefallen ist und die Bauarbeiten bis dahin 
vergeben sein können, ist das Jahr verloren. Eine Investitionsvorlage müßte erst 
ausgearbeitet werden mit Karten und [...] Details. Darüber und über die 
Parlamentsverhandlung vergeht so viel Zeit, daß wir das Baujahr verlieren. Wir 
kämen ein Jahr zu spät. Diese Verzögerung möchte ich nicht verantworten. 

Wenn das Staatsamt für Finanzen meint, daß [eine] Investitionsvorlage zu machen 
wäre - wir könnten im Verkehrsauschuß das Programm entwickeln, damit der 
Ausschuß es billigt und dann verkündet wird, es wird aufgrund dieses Programmes 
eine Quote ins Budget eingestellt werden. Wünscht das Parlament eine 
Investitionsvorlage, so kann sie eingebracht werden, aber wir haben wenigstens das 
Baujahr nicht verloren. Wenn nicht alljährlich [eine Rate] eingestellt werden soll, so 
könnte man nachträglich, wenn das Parlament es wünscht, eine eigene 
Investitionsvorlage einbringen. Der Bedeckungsfrage wird weder durch die eine, noch 
die andere Art präjudiziert. 

Die Frage des Auslandskredits: Gegenwärtig steht es so, daß das Auslandskapital 
etwas spröde ist, weil es wenig Zutrauen zur sicheren Entwicklung bei uns hat. Wenn 
wir selber dieses Zutrauen nicht haben, wird es das Ausland auch nicht haben. Wenn 
wir zu bauen beginnen, wirkt das moralisch belebend. Wenn auch gegenwärtig die 
Abneigung des Auslandes besteht, so beginnen doch die kommerziellen und 
industriellen Verbindungen mit dem Ausland [sich] zu verdichten. Die Engländer 
kommen her, erklären sich bereit, Verbindungen anzuknüpfen, Kredite für Rohstoffe zu 
geben, [...]. Wenn sie mit Geld und Material interessiert sind, wird das Zutrauen des 
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Auslandes wachsen. Der erste Schritt ist entscheidend. Wenn wir diese Verbindung 
einmal haben, wird die Bereitwilligkeit des Auslandes, Geld für die Anleihe 
herzugeben, wachsen, besonders wenn wir mit ihnen in direkte Verbindung treten 
können. 

Die Investitionsanleihe wird nicht den ganzen Umfang dieser Summe umfassen 
müssen. Auch aus diesem Grund ist es unnötig, die ganze Summe in einer 
Gesetzesvorlage festzulegen, es vielmehr genügt, nur eine Rate anzusprechen. Man 
darf aber nicht die Vorlage abwarten, sondern [muß] die erste Rate mit Zustimmung 
des Finanzausschusses in das Budget einsetzen. 

Stöckler: Wir müssen mit allen Mitteln die Aktion fördern. Ich befürchte durchaus nicht, daß 
in der Nationalversammlung eine große Kritik des Investitionsprogramms entstehen 
könnte. Bis auf einzelne Eifersüchtler wird auch die Nationalversammlung einer 
solchen Vorlage entgegen kommen. Für die Regierung ist es der erste Schritt, für eine 
produktive Anleihe Geld zu fordern. Ich bin dafür, daß die heutige Beratung in dem 
Beschluß ausklingt, sofort in Aktion zu treten. 

Der Weg Reischs scheint mir der richtige zu sein. Ein Investitionsprogramm ist eine 
bessere Aufmachung und ist eine bessere Grundlage für jeden Geldgeber. Aber das 
heurige Jahr dürfen wir unter keinen Umständen verlieren. Es ist daher der 
Doppelweg der beste, jetzt für die erste Rate im Budget vorzusorgen und die 
Investitionsvorlage nachzutragen. 

Renner: Ich möchte den großen Vorteil nicht missen, der sich daraus ergibt, daß eine 
Investitionsvorlage die ganze Sache als großes, auf Jahre berechnetes Werk 
aufscheinen läßt. Das brauchen wir unbedingt. Ich möchte aber anregen: Wir werden 
nicht in den ersten Monaten des Jahres die 800 M[illionen] brauchen. Reisch hat eine 
Kreditermächtigung angesprochen, dort könnte man einen Paragraphen einfügen, 
weitere 200 M[illionen] á conto der Investitionsvorlage. Dann hätten wir beide 
Vorteile, gleich eine Ermächtigung mit dem Geld zu beginnen und den Vorteil der 
Investitionsvorlage. 

Mayr: [Ich] begrüße [das Bauprogramm] lebhaft als erste positive Aktion. Die 
Geldbeschaffung wird nicht so schrecklich schwer sein für ein solches Werk. Neben 
den außenpolitischen Vorteilen weise ich auch hin auf innerpolitische Gründe. 
Dadurch wird die Zusammengehörigkeit der Länder sehr gefördert werden und es 
wird ein gewisser Mut zum Leben erweckt werden. 

Auch ich wäre [eher] dafür, in einer großen Investitionsvorlage die Sache zu regeln 
als Jahreskredite einzustellen. Aber wir müssen [darauf achten], die Bauperiode nicht 
[zu] versäumen. Wir haben ohnedies schon früher größere Kredite für die Vorarbeiten 
angesprochen, wir machen also nur eine Fortsetzung und wenn wir das später in die 
Form einer Investitionsvorlage gießen, wird es sehr gut sein. 

Ich frage nur: Das Interesse der Reparationskommission - ob da irgendein 
Hindernis sein wird? Ich glaube nicht. 

Dann eine lokale Frage: Ich habe ersehen, daß die Schweizer Anschlüsse auch 
inbegriffen sind und frage, ob nicht auch wenigstens im Motivenbericht die Rede sein 
könnte vom Anschluß ab Landeck an Italien und die Schweiz? Dort wurde ein Bau 
begonnen ins Ortlergebiet. 

Paul: Landeck - Nauders ist technisch sehr schwierig. Politisch lautet der Friedensvertrag 
dahin, daß die Linie von Italien gebaut wird. Italien zeigt daran ein großes Interesse 
und je größer das ist, desto weniger werden wir zu zahlen haben. Die technischen 
Schwierigkeiten liegen darin, daß die ?rätischen Bahnen schmalspurig sind. Wir 
wollten [auch] schmalspurig bauen, um den Verkehr nach der Schweiz zu lenken. In 
Tirol ist [aber] eine starke Bewegung entstanden, daß eine Vollbahn gebaut wird und 
die Italiener wollen auch eine solche haben. Diese Frage stellt den Anschluß an die 
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Schweiz in ein anders Licht und es wird eine Frage sein, ob man nicht dorthin von 
einem anderen Punkt aus die Verbindung herstellt. Die Frage ist im Investitionsgesetz 
eine Nebenfrage, könnte aber bei den Verhandlungen zu einer Hauptfrage werden. 
Vorläufig ist es so, daß wir den Baufortsch- den Bauzustand gesichert haben und es 
fragt sich nur die Bezahlung der Grundeinlösung. 

Reisch: In die 45 M[illionen] bzw. 35 M[illionen] sind im 2. Nachtrag zum Budget eingestellt. 
Bis 30. Juni sind also die Mittel schon bewilligt. Für die Zeit nachher kann erst das 
Budget '20/'21 vorsorgen, welches vor Juni nicht eingebracht werden kann und in 
einem Jahr erledigt sein wird. Wir müssen uns nicht sorgen um die Mittel für die Zeit 
nach [dem 1.] Juli. Es kann viel leichter ein Investitionsprogramm vor dem 30. Juni 
erledigt werden als das Budget. Ich würde glauben, daß mein Vorschlag, ein 
Investitionsprogramm einzubringen, unabhängig ist von einem Verlust des Baujahres. 
Für das Baujahr ist vorgesorgt durch den Nachtrag und für die Zeit nachher kann [es] 
durch ein Investitionsgesetz leichter erledigt werden als durch das Budget. 

[Bezüglich der] Kreditermächtigung empfiehlt sich nicht, bei Nicht-Vorliegen eines 
Investitionsprogrammes sich 400 M[illioen] bewilligen zu lassen. [Die Staatsämter 
für] Verkehr und Finanzen sollen [trachten], das Investitionsgesetz möglichst rasch 
einzubringen. Wir haben schon jetzt im Budget 60 M[illionen] eingestellt und diese 
sind schon verbaut. Die Nationalversammlung hat sich also schon präjudiziert. Man 
sollte ihr ein klares Bild über das Gesamtprogramm zu geben. 

Ellenbogen: Entscheiden[d] ist die Frage, ob das Mallnitz-Werk begonnen werden kann und 
das Stubachtalwerk. 

Reisch: Für alle diese Arbeiten, sogar für die Lokomotivenbeschaffung, ist im Budget schon 
vorgesorgt. 

Hanusch: Die Sache soll gemacht werden aus volkswirtschaftlichen Gründen. Nach dem 
Programm müßten doch einige Tausend Arbeiter beschäftigt werden und soweit ich 
diese Sache überblicke, werden wir in Österreich Zehntausende Arbeiter zu wenig 
haben. Dazu kommt die Frage, daß bei unserer Valuta Fremdarbeiter nicht zu haben 
sind. Er kann hier die höchsten Löhne haben und hat dafür im Ausland nichts. Eine 
Einwanderung ist also unmöglich. Es ist also fraglich, ob wir die Arbeitskräfte haben 
werden. Die Deutschösterreicher sind für diese Arbeiten nicht gut zu brauchen, es 
haben anderssprachige gemacht. Für die Fabriken bekommt man die Arbeiter, aber 
[ein] Mangel wir sein an Arbeitern für die Arbeiten im Freien. Es fehlen uns 
mindestens 150.000 Leute. 

Miklas: Es gibt keinen anderen Weg als ein Investitionsgesetz vorzulegen. Mit den 35 
M[illionen] Kronen des Budgets können wir uns nicht begnügen. Der Betrag müßte 
entsprechend erhöht werden und [man müßte] bei der Kreditermächtigung einen 
Zuschlag machen, damit ein Anstoß gegeben wird, das ganze Programm schon jetzt zu 
erörtern. Es ist zu erwarten, daß das Investitionsprogramm begrüßt werden wird, aber 
von einer Seite der Kapitalkräftigsten dürften Schwierigkeiten entstehen: Wien, 
Niederösterreich und Graz. Bei der Tauernbahn schon waren volkswirtschaftliche 
Rivalitäten wegen der Ablenkung des Verkehrs von den Ostländern und man wird es 
hier ungern sehen, wenn 3,5 Milliarden bloß für die westlichen Länder verwendet 
werden. Dem könnte begegnet werden, wenn gleichzeitig mit dem 
Investitionsprogramm Garantien geboten werden könnten, daß gleichzeitig auch 
gewisse Verkehrsbedürfnisse und Verkehrsverbesserungen in den Ostländern erfolgen. 

Paul: Eine [...] Begünstigung der östlichen Länder ist dadurch gegeben, daß die ersparte 
Kohle in den östlichen Ländern verwendet wird. Die El[ektrifizierung] hat die Gefahr, 
daß wir die Strecken nicht ausnützen können, wenn ihnen nicht genügend Waren 
zugeschoben werden können. Wir müssen darum einen zusammenhängenden Teil 
ausführen, sonst wird er in seiner Leistungsfähigkeit lahmgelegt. Wir wissen nicht, ob 
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sich der Verkehr über den Arlberg oder über die Tauernbahn beleben wird. 
Wahrscheinlich wird es der Fall sein über die Tauernbahn. 

[Zur] Arbeiterfrage: Wir werden 2-3.000 Arbeiter brauchen. Es ist keine 
Erdbewegung [nötig] bis auf einzelne Baulose, sondern [gebraucht werden] nur 
Maurerarbeiter. Die Hauptsache wird in den Maschinenfabriken zu leisten sein. 

Das Investitionsprogramm kann erst in 2,5 Monaten fertiggestellt sein. Es ist sehr 
umfangreich, wird als technisches Werk hergestellt werden. [Es] muß das im ganzen 
Ausland gelesen werden. Es müssen Karten und Tabellen beigeschlossen werden, es 
muß auch in seiner äußeren Anlage ein gewisses Ansehen vorstellen. Das kann 
drucktechnisch jetzt schon hergestellt werden. 

Selbst wenn wir es vor Juni verabschieden könnten, ist es doch nicht so, daß das 
Baujahr im Juni schließt und im Juli neu angefangen werden kann. Wir müßten schon 
jetzt vergeben, besonders das Ruetzwerk. Das Spulerwerk ist vergeben. Beim 
Ruetzwerk brauchen wir die Mittel zum sofortigen Baubeginn nach der Vergebung und 
es muß besonders in der Maschinenindustrie eine größere Anzahlung geleistet werden. 
Die Lieferzeit der Maschinen beträgt ein Jahr. Wir müssen etwa die Hälfte anzahlen. 
Es wäre daher wohl gut, wenn ein Weg gefunden würde, daß man jetzt schon vergeben 
und Anzahlungen leisten kann. Es wäre der Weg, daß soweit als möglich - wie jetzt die 
95 Millionen bewilligt sind - daß ich die Deckung für eine Überschreitung in diesem 
Belang habe. Es werden 100 M[illionen] aufgelaufen sein, die im Überschreitungsweg 
toleriert werden [müßten]. 

Für die Vergebungen erbitte ich die Bestimmung, daß nicht auf einer öffentlichen 
Vergebung beharrt wird. Wir würden eine große andere Firma hineinbekommen. Das 
Ruetzwerk ist von der Firma Tunerebner gebaut und diese müßte auch die weiteren 
Arbeiten bekommen. Eine Vergebung ist deshalb gefährlich, weil sich bereits [ein] 
Kons[ortium] von kleinen Bauunternehmungen gebildet hat, welches sich mit großen 
Wiener Unternehmungen vereinigt hat, um die Mittel in die Hand zu bekommen. Das 
wäre eine Lieferung aus zweiter Hand, die viel teurer käme. Wir werden auch Wiener 
Firmen heranziehen, aber nur soweit als nicht im Land vertrauenswürdige und 
leistungsfähige Firmen vorhanden sind. 

Reisch: Bei mir wurden als Nachtrag 45 M[illionen] angesprochen und davon 35 M[illionen] 
bewilligt. Was angesprochen wird für später, kann doch erst in das Budget '20/'21 
hineinkommen, welches nicht vor einigen Monaten erledigt werden kann und auch im 
Budgetprovisorium nur generell behandelt werden kann. Mit [einem] 
Investitionsprogramm kann viel früher ein Kredit erreicht werden. Was verlangt 
worden ist für heuer, wurde bewilligt und ist im Budget und wird bald verabschiedet 
sein. [Ein Kredit] für die Zeit nach dem 30. Juni kann nicht vor Ende Juni bewilligt 
sein und bis dahin könnte das Investitionsprogramm erledigt werden. Es beweist - da 
es sehr schwierig ist, jetzt größere Summen einzustellen, wenn wir die 
Nationalversammlung nicht einmal ein klares Bild der Bauten geben können. 

Renner: Das Investitionsprogramm wird beschleunigt vorgelegt, daß es vor dem 1. Juli im 
Parlament erledigt werden kann. 

Das Kabinett ermächtigt [die Staatsämter für] Finanzen und Verkehr, den jetzt zu 
niedrig präl.[iminierten] Kredit - die bisher vorgesehenen Kredite für den Ausbau von 
35 [Millionen] bis zu einem Betrag von 200 M[illionen] zu überschreiten. 

Ellenbogen: Es handelt sich darum, die Ermächtigung zur Inangriffnahme des St[ubachtal]-, 
M[allnitz]- und R[uez]werkes zu verlangen. Darum soll das Staatsamt für Verkehr im 
Finanzausschuß dieses Programm vorlegen und sich zur Vergebung der Arbeiten 
ermächtigen lassen. Diese Sache präjudiziert nicht. 

Renner: Diese Bauvergebungen können ja vom Kabinett beschlossen werden, nachdem ja 
schon angefangen wurde. Wir geben die dritte Ermächtigung an das Staatsamt für 
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Verkehr, die Bauvergebung für die drei neuen Werke, das R[uez]-, St[ubachtal]- und 
M[allnitz]werk vorzunehmen. In den Klubs werden wir berichten und die [...] einholen 
- Ellenbogen und Fink. 

Paul: Ausgegeben wird das Geld nicht, es präjudiziert nur den Ausgaben des nächsten 
Jahres. 

Renner: Wir haben für Beamte jährlich 2 Milliarden ausgegeben, jetzt handelt es sich um 3,5 
Milliarden für produktive Zwecke. Es wird eine starke Kritik einsetzen, aber trotzdem 
wird die Nationalversammlung die [...] erteilen, daß wir einen Schritt weiter gehen. 

Ellenbogen: Auch die Ermächtigung, daß -. 
Renner: Das Staatsamt für Verkehr -. 
Paul: Die Ag.[itation] von Wien aus wird geleitet vom Bau- und Architektenverein mit 

Goldmund. Die Christlichsozialen könnten auf Goldmund Einfluß nehmen. Wien wird 
herangezogen werden können, nur kämen wir bei einer öffentlichen Ausschreibung zu 
keinem gedeihlichen Ergebnis. Wir müssen auch die Länder dabei berücksichtigen. 

Ellenbogen: Die Frage der Bauvergebung ist bei den Tauernbahnen klassisch erwiesen 
worden. Dort ist der Offertweg eingehalten worden und es ist ?allemal überschritten 
worden. Die Firmen machen ein billiges Offert und [man] verlangt dann [ein] 
Überschreiten. Die Preiskontrolle wird richtig erstellt durch das Staatsamt für 
Verkehrswesen gegeben. Bei der Frage der Bauvergebung handelt es sich darum, ob 
eine Firma die nötigen Vorkehrungen treffen kann. Wenn der Offertweg eingeschlagen 
wird, weiß man nicht, wohin man kommt. Dem Staatsamt für Verkehr kann man 
zutrauen, daß es die Firmen kennt und ihre Leistungsfähigkeit leicht beurteilt und 
Firmen heraussucht, welche sich bereits bei den Vorarbeiten bewährt haben. 

Fink: Ich möchte einen Mittelweg einschlagen. Beim R.[uezwerk], wo der alte Bauführer 
noch vorhanden ist, soll man nicht öffentlich ausschreiben, aber ich möchte nicht, daß 
auch für die beiden neuen Werke [eine] solche Bestimmung getroffen wird. 

Renner: [Es wird] die Ermächtigung gegeben, das R[uez]werk ohne öffentliche 
Offertausschreibung zu vergeben. Bezüglich der anderen Werke ist die Entscheidung 
vorbehalten. 

 
 
15. 
Glöckel: Lehrerbezüge in Kärnten. 
 
 
16. 
Glöckel: [Ich] bitte im Einvernehmen mit dem Staatsamt für Finanzen, daß [man] Karl 

Menger, der jetzt den 80. Geburtstag gefeiert hat und Gegenstand großer Ehrungen 
hat - [war], da er nur 12.000 Kronen genießt, eine Ehrengabe von 12.000 Kronen gibt 
vom 1. Jänner '20 an. 

Renner: Der Antrag ist dem Präsidenten zu unterbreiten. 
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